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38. Sitzung 
 

Beginn: 15.38 Uhr 

Vorsitzende : Liebe Kolleginnen und Kollegen,  
ich begrüße Sie recht herzlich zu der Anhörung 
zur Änderung des Bundesnaturschutzgeset-
zes. Ebenso herzlich begrüße ich die dazu ge-
ladenen Sachverständigen und auch die Besu-
cherinnen und Besucher heiße ich herzlich will-
kommen zur Anhörung. Zum Verfahren: Es ist 
vereinbart worden, zuerst jeweils ein Kurzsta-
tement der Sachverständigen zu hören von ca. 
fünf bis zehn Minuten, dann beginnen wir mit 
den Fragerunden. Dort gilt wie üblich: Je eine 
Frage an zwei Sachverständige oder zwei Fra-
gen an einen Sachverständigen. Für diese An-
hörung ist ein Zeitraum von zwei Stunden vor-
gesehen. Wir beginnen jetzt mit den Kurzsta-
tements der Sachverständigen. Ich erteile jetzt 
Herrn Rechtsanwalt Dr. Horst Glatzel das  
Wort. 
 
SV Dr. Horst Glatzel (Rechtsanwalt, Bonn):  
Frau Vorsitzende , meine Damen und Herren. 
Sinn und Zweck dieser Novelle ist es, die Be-
anstandungen des Europäischen Gerichtshofs  
(EuGH) zum Bundesnaturschutzrecht zu regu-
lieren. Das ist auch die Messlatte, an der wir 
uns orientieren müssen. Das scheint mir wich-
tig zu sein, weil wir alle nur von 1:1-Umsetzung 
sprechen. Und möglicherweise ist das nicht 
durch das Urteil gedeckt. Ich möchte deshalb 
noch einmal die zentralen Leitsätze dieses Ur-
teils ins Gedächtnis rufen, die sich aus den 
Gründen ergeben. Dort heißt es: Die Verträg-
lichkeitsprüfung darf nicht auf den Einwir-
kungsbereich einer Anlage beschränkt werden. 
Die Verträglichkeitsprüfung muss stets durch-
geführt werden, unabhängig davon, ob einzel-
ne Projekte erheblich beeinträchtigen könnten. 
Der Projektbegriff muss stets alle Vorhaben, 
Maßnahmen und Tätigkeiten umfassen. Der 
einheitliche Projektbegriff muss sowohl inner-
halb wie außerhalb eines gemeinschaftlichen 
Schutzgebietes angewandt werden. Der Pro-
jektbegriff muss einheitlich alle Bereiche um-
fassen und darf nicht einzelne Bereiche privi-
legieren. Und im Artenschutz darf nicht zwi-
schen absichtlichen und nichtabsichtlichen Be-
schädigungen ein Unterschied gemacht wer-
den. Stets muss auch im Artenschutz eine ein-
heitliche Betrachtung angewandt werden und 
man darf nicht bestimmte Bereiche privilegie-
ren. Dies scheint mir wichtig zu sein, um beur-
teilen zu können, ob diese Novelle diesen An-
sprüchen genügt oder nicht. Nach meiner An-
sicht ergibt sich damit ein Novellierungsbedarf,  

insbesondere für den Projektbegriff und die 
Eingriffsregelung, auch für die Ausnahmeklau-
sel in der Eingriffsregelung für die Land-, Forst- 
und Fischereiwirtschaft, für die stofflichen Be-
lastungen der genehmigungsbedürftigten An-
lagen und wiederum für die Ausnahmeklausel 
für die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft im 
Artenschutz.  
 
Meines Erachtens versucht der Entwurf zu-
recht, diesen Bedenken Rechnung zu tragen. 
Ich möchte das nicht alles wiederholen, son-
dern insoweit auf meine schriftliche Stellung-
nahme verweisen. Wichtig scheint mir zu sein, 
dass der Entwurf die Verträglichkeitsprüfung 
umfassend gewährleistet, dass weiterhin der 
Projektbegriff neu definiert wird. Die Verbots-
tatbestände neu gefasst werden, insbesondere 
für die Fortpflanzungs- und Ruhestätten, und 
dass die Ausnahmeregelung für die Land-,  
Forst- und Fischereiwirtschaft abgeschafft 
wird. Wenn ich diese Dinge würdige, dann 
komme ich zu dem Ergebnis: An sich trägt der 
Entwurf den Bedenken des EuGH Rechnung. 
 
Ich möchte noch einige Punkte aufgreifen, die 
mir diskussionswürdig erscheinen, womit ich 
nicht unbedingt sagen will, dass auch insofern 
ein Diskussionsbedarf besteht. Das möchte ich 
nämlich insbesondere der Diskussion und vor 
allen Dingen Ihrer Verhandlungsführung über-
lassen. Man kann darüber diskutieren, ob die 
ökologische Orientierung der Bewirtschaftung 
an dem Erhaltungszustand der lokalen Popula-
tion und die Orientierung der Eingriffsregelung 
an der ökologischen Funktion der Fortpflan-
zung- und Ruhestätten richtig sind. Darüber 
kann man diskutieren. Meines Erachtens liegt 
das aber in der Konsequenz des Artenschut-
zes, dass man sich insofern von der rein indi-
viduenbezogenen Betrachtung löst. Aufgabe 
des Artenschutzes ist es eben, die Art zu er-
halten. Das Individuum wird bei uns geschützt 
durch den Tierschutz. Mit dieser Regelung 
können wir sozusagen neue, im Vollzug prakti-
kable Ergebnisse erzielen. Der zweite Punkt, 
der mir diskussionswürdig erscheint, ist die 
Sonderbehandlung der Land- und Forstwirt-
schaft. Dies ist ein ständiges Thema zwischen 
Landwirtschaft und Naturschutz bzw. zwischen 
Naturschutz und Landwirtschaft. Dies hat inso-
fern folgende Vorgeschichte. Wir hatten in dem 
Entwurf 2002 das alles geregelt als Ausnah-
metatbestand. Das war bereits aus der Novelle 
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1998 übernommen worden. Auch damals war 
bereits zweifelhaft, ob die Kommission solche 
Ausnahmetatbestände akzeptieren würde.  
Jetzt hat man einen anderen Weg gewählt.  
Man hat nämlich die Regelungen reingeführt in 
den Projektbegriff selbst und damit praktisch 
das Ausnahmeverhältnis verändert. Ich möchte 
das mal einen Kunstgriff nennen Ich komme 
gleich noch darauf, unter welchen Bedingun-
gen dieser Kunstgriff zulässig ist. Aber jeden-
falls ist man zunächst einmal nach dem Wort-
laut des Urteils verfahren und hat es nicht 
mehr als Ausnahmeregelung formuliert. Das 
letzte Problem, das ich ansprechen will, ist das 
Sonderproblem der national geschützten Ar-
ten. Es gibt bei diesen weiterhin eine Ausnah-
meregelung, aber der Entwurf will sich eben 
nur mit den europäischen Arten und nicht mit 
den national geschützten Arten befassen. 
 
Die Änderungsanträge sind meines Erachtens 
konsequent. Sie sind insbesondere konse-
quent, indem sie sich strenger anlehnen an 
den Wortlaut des europäischen Rechts, z. B. 
der Änderungsantrag auf Ausschussdrucksa-
che 16(16)239(neu). Die Änderungsanträge 
auf den Ausschussdrucksachen 16(16)234 und 
16(16)237 orientieren sich strenger an der 
Vollzugkompetenz der Bundesländer, die Än-
derungsanträge auf Ausschussdrucksachen 
16(16)238 und 16(16)240 entlasten die Voll-
zugspraxis und der Änderungsantrag auf Aus-
schussdrucksache 16(16)235 macht notwendi-
ge Klarstellungen. Problematisch scheint mir 
nur der Änderungsantrag auf Ausschussdruck-
sache 16(16)233 zu sein, aber auch hier nur in 
dem Punkt des Holzeinschlages in größerem 
Maße. Das ganze Problem ist so strukturiert, 
dass man bei erheblichen Beeinträchtigungen 
eine Verträglichkeitsprüfung machen muss. Da 
gibt es eine Regelvermutung und das ist, finde 
ich, der Kunstgriff, den man in den Projekt-
begriff rein nimmt. Aber dieser Projektbegriff 
wird sozusagen nur gestützt und gehalten, 
wenn man nun bestimmte schwerwiegende 
Ausnahmetatbestände wieder raus nimmt. Und 
ich nehme an, dass dies so konsultiert worden 
ist von dem federführenden Ressort mit der 
Kommission. Vielleicht können wir dazu von 
dem federführenden Ressort noch etwas hö-
ren. Ich halte jedenfalls diese Klarstellung der 
Ausnahmen für notwendig, um überhaupt in 
Brüssel Konsens zu finden und das weitere 
Verfahren mit Brüssel zu vermeiden. Die For-
mulierung „Holzeinschlag in größeren Mengen“ 
scheint mir allerdings zu unpräzise zu sein, als 
dass man das jetzt so formulieren könnte. Man 
muss Orientierungspunkte für diese Regelung 

finden, weil es auch ein neuer Begriff ist. Diese 
Orientierung kann man finden etwa am Mana-
gement-Plan, kann man finden am Holzvorrat, 
kann man finden an der Zuwachsrate. Ich wür-
de vorschlagen, diesen Bereich zumindest in 
der Begründung, eventuell sogar im Gesetzes-
text klarzustellen. Mit dieser Regelung ist aber 
meines Erachtens der Entwurf beschlussreif 
und könnte hier das Gremium passieren.  
 
SV Prof. Wolfgang Köck (Helmholtz-Zentrum 
für Umweltforschung Leipzig): Frau Vorsi t-
zende , meine sehr verehrten Damen und Her-
ren. Mir ist in der letzten Woche gesagt wor-
den, ich würde die Redezeit für mein State-
ment von zehn Minuten gerne ausschöpfen 
wollen, wenn es ginge. Mein Vorredner hat vi e-
le Dinge bereits angesprochen, so dass ich 
mich fokussieren kann. Mein Eingangsstate-
ment konzentriert sich daher auf eine generelle 
Würdigung des hier zu erörternden Gesetzes-
entwurfs und kann sich angesichts der engen 
Zeitvorgaben nicht mit jeder einzelnen Rege-
lung des Entwurfs befassen. Fokussieren 
möchte ich mich im Wesentlichen auf die Re-
gelung, mit der der Gesetzesentwurf auf die 
besondere Situation der Land-, Forst- und Fi-
schereiwirtschaft, also der Urproduktionsberei-
che, die unmittelbar von der Landnutzung le-
ben, reagiert. Diese Regelung scheint mir für 
das Schicksal des Artenschutzes die praktisch 
wichtigste zu sein. In der anschließenden Be-
fragung werden sich voraussichtlich noch Mög-
lichkeiten ergeben, auf die anderen Regelun-
gen und auch auf Details einzugehen. Der Ge-
setzentwurf der Bundesregierung dient dazu,  
den Beanstandungen abzuhelfen, die der 
EuGH in seinem Urteil gegen die Bundesrepu-
blik Deutschland vom 10. Januar 2006 festge-
stellt hat. Zugleich will der Gesetzesentwurf 
aber auch die insbesondere im Guidance Do-
cument durch die EG-Kommission anerkann-
ten Spielräume bei der Auslegung der arten-
schutzrechtlichen Vorschriften nutzen, um für 
die Betroffenen akzeptable und im Vollzug 
praktikable Ergebnisse bei der Anwendung der 
Verbotsbestimmungen zu erzielen. Diese Vor-
gehensweise verdient Anerkennung und 
grundsätzliche Zustimmung, birgt aber auch 
gewisse Risiken, die Imperative des EuGH-
Urteils zu verfehlen. Risiken bestehen insbe-
sondere deshalb, weil es sich beim Guidance 
Document nicht um Rechtsvorschriften han-
delt, sondern um eine lediglich Orientierung 
vermittelnde Leitlinie der Kommission. Immer-
hin aber wird man sagen dürfen, dass die Ein-
leitung eines erneuten Vertragsverletzungsver-
fahrens durch die EG-Kommission nicht zu er-
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warten ist, wenn ein Mitgliedstaat sich im 
Rahmen des Guidance Document bewegt. Das 
dürfte hier der Fall sein. Da allerdings nur Teil-
elemente der hier interessierenden Vorschrif-
ten der FFH-Richtlinie und Vogelschutzrichtli-
nie durch die Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs bereits einer letztverbindli-
chen Klärung zugeführt worden sind und im 
Guidance Document verarbeitet werden konn-
ten, sind Veränderungen der Rechtslage durch 
Rechtsfortbildung des Europäischen Gerichts-
hofs nicht auszuschließen. Darin liegt ein Risi-
ko für ein nationales Transformationsgesetz, 
das sich nicht auf die bloße Wortlautübernah-
me der europäischen Rechtsvorschriften be-
schränkt, sondern die orientierenden Leitlinien 
in den neuen nationalen Gesetzestext mit ein-
bringt. Ich halte diese Vorgehensweise aber, 
ich wiederhole es, im Interesse der Sache für 
geboten. Es nutzt niemandem, schon gar nicht 
den Arten, um deren Schutz es gehen soll, 
wenn schlicht und einfach die artenschutz-
rechtlichen Verbote und die Ausnahmevoraus-
setzungen des Europäischen Rechts in das 
nationale Recht transformiert werden, ohne 
den Versuch zu machen, zu präzisieren, was 
die artenschutzrechtlichen Verbote für die 
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft beinhal-
ten und unter welchen Voraussetzungen davon 
ausgegangen werden darf, dass eine Landnut-
zung den rechtlichen Erfordernissen in der Re-
gel genügen wird. Eine solche Präzisierung für 
die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft ist 
aus drei Gründen notwendig.  
 
Erstens: Es kann heute nicht mehr einfach ver-
mutet werden, dass die Landnutzung durch die 
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft im Ein-
klang steht mit den Erfordernissen des Arten-
schutzes. Zwar ist unsere Kulturlandschaft mit 
ihrer spezifischen Artenzusammensetzung das 
Ergebnis einer lang andauernder Landnutzung,  
insbesondere durch Land- und Forstwirtschaft, 
aber Gegenstand und Methoden der Bewirt-
schaftung haben sich in den letzten Jahrzehn-
ten so sehr verändert, dass nicht mehr ohne 
weiteres von einer Kongruenz auszugehen ist. 
Das heißt, wir brauchen normative Anforde-
rungen an die Landwirtschaft mit Blick auf den 
Artenschutz. 

 
Zweitens: Die moderne Land-, Forst- und Fi-
schereiwirtschaft unterscheidet sich insofern 
von anderen Wirtschaftsbereichen, als sie aus-
schließlich von der Landnutzung lebt und auf 
eine dauerhafte Landnutzung angewiesen ist. 
Dieser Besonderheit gilt es Rechnung zu tra-
gen, um die Verhältnismäßigkeit der arten-

schutzrechtlichen Vorschriften zu wahren. In 
diesem Zusammenhang ist auch auf Artikel 2 
Abs. 3 der FFH-Richtlinie zu verweisen. Da-
raus ergibt sich die staatliche Aufgabe zur För-
derung einer naturverträglichen Land-, Forst- 
und Fischereiwirtschaft. 
 
Drittens: Landwirtschaft unterliegt in der Regel 
keinen Eröffnungskontrollen, in denen man die 
Vereinbarkeit eines landwirtschaftlichen Vor-
habens mit den Erfordernissen des Arten-
schutzes präventiv überprüfen kann. Die Ein-
richtung präventiver Kontrollsysteme für die 
Landwirtschaft wäre grundsätzlich auch unver-
hältnismäßig, wie die EG-Kommission in ihrem 
Guidance Document zu Recht festgestellt hat. 
Daraus ergeben sich spezifische staatliche 
Überwachungsaufgaben.  
 
All dieses spiegelt sich wider in der Regelung 
des § 42 Abs. 4 BNatSchG-E (Entwurf des 
Bundesnaturschutzgesetzes). Die Regelung 
geht davon aus, dass eine Land-, Forst- und 
Fischereiwirtschaft, die spezifischen normati-
ven Anforderungen einer guten fachlichen Pra-
xis genügt, nicht gegen die artenschutzrechtli-
chen Verbote verstößt. Die artenschutzrechtli-
chen Verbote werden dabei für die Land-,  
Forst- und Fischereiwirtschaft in Übereinstim-
mung mit dem Guidance Document funktions-
bezogen, also lokal populationsbezogen und 
nicht einzelexemplarbezogen gedeutet. Bei 
dieser gesetzlichen Vermutung, die jedenfalls 
für die im Bundesnaturschutzgesetz 2002 neu 
etablierten Grundsätze einer guten fachlichen 
Praxis noch nicht durch gegenteilige Erfahrun-
gen widerlegt ist, bleibt der Entwurf für die 
durch die FFH-Richtlinie und die Vogelschutz-
richtlinie geschützten Arten nicht stehen, son-
dern präzisiert das artenschutzrechtliche Er-
fordernis dahingehend, dass sich der Erhal-
tungszustand der lokalen Population einer Art 
durch die Bewirtschaftung nicht verschlechtert. 
Daraus ergeben sich spezifische Beobach-
tungs- und Überwachungspflichten des Staa-
tes, weil die Einhaltung dieser Anforderung ein 
leistungsfähiges Monitoring voraussetzt. Wird 
ein solches Monitoring-System vorgehalten,  ist 
viel für den Artenschutz getan. Ergeben sich 
aus dem Monitoring Anhaltspunkte dafür, dass 
sich die lokale Population verschlechtert, sind 
Compliance-Maßnahmen zu ergreifen, die bis 
zur Anordnung eingreifender Bewirtschaftsvor-
gaben reichen. Auch diese Regelungen ent-
sprechen den Leitlinien des Guidance Docu-
ments. Meines Erachtens beachten die Rege-
lungen des Gesetzentwurfs zur Land-, Forst- 
und Fischereiwirtschaft nicht nur den europa-
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rechtlichen Rahmen, sondern sie binden die 
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft insge-
samt in einen auf die Erfordernisse des Arten-
schutzes abgestimmten Bewirtschaftungsauf-
trag ein. Dass eine solche Bewirtschaftung für 
die öffentlichen Kassen nicht zum Nulltarif zu 
haben ist, sagt der Entwurf deutlich, indem er 
zur Gewährleistung der Compliance unter an-
derem auf Artenschutzprogramme und vertrag-
liche Vereinbarungen verweist. Dies ist – recht  
verstanden – nicht nur eine nationale Aufgabe, 
sondern im Wesentlichen eine Aufgabe der eu-
ropäischen Agrarpolitik. Denn die europäische 
Agrarpolitik stellt die Weichen für die Landnut-
zung. Eine Politik des peripheren Eingriffs, wie 
sie durch Artenschutzregelungen zum Aus-
druck kommt, kann gegen diese Weichenstel-
lungen nichts ausrichten, wenn nicht in die Ag-
rarprogramme selbst der Artenschutzgedanke 
förderungstechnisch eingeschrieben wird.  
 
Lassen Sie mich meine Stellungnahme be-
schließen mit der Bemerkung, dass unsere 
bisherigen Bemühungen für den Artenschutz 
im Wesentlichen lediglich eine permanente 
Erweiterung der roten Listen bewirkt haben, 
weil wir das Problem der Landnutzung, sprich 
der Landwirtschaft, nicht konsequent ange-
gangen sind. Der Gesetzesentwurf stellt dies-
bezüglich einen beachtlichen Fortschritt für 
den Artenschutz dar. Er beschränkt sich mit 
den neuen Compliance-Vorgaben zwar auf die 
durch die FFH-Richtlinie und die Vogelschutz-
richtlinie geschützten Arten. Entsprechende 
Maßnahmen dürften aber auch nationalen Ar-
ten, die nicht durch die genannten europäi-
schen Rechtsakte geschützt sind, zugute 
kommen. Vielen Dank. 
 
SVe Dr. Ute Seeling (Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Waldbesitzerverbände, Berlin): Ich 
bin nun die erste Verbandsvertreterin, die hier 
sprechen darf. Ich möchte ganz kurz sagen, es 
gibt zwei Millionen waldbesitzende Familien in 
Deutschland, 20.000 waldbesitzende Gemein-
den in Deutschland. Diese sind bei uns im 
Verband organisiert und etwa zwei Drittel der 
Waldfläche werden von diesen Personenkrei-
sen bewirtschaftet, nach den im Bundes- und 
Landesrecht vorgegebenen Kriterien nachhal-
tig. Ich denke, dass es kein Zufall ist, dass al-
lein im Privatwald etwa 20 % der Flächen unter 
den FFH-Schutz gestellt wurden. Das heißt, 
20 % der Flächen wurden als FFH-würdig an-
erkannt, obwohl man davon ausgegangen ist, 
dass solche Flächen vorrangig im Staatswald 
gesucht werden sollten. Ich möchte zusam-
menfassend vorab feststellen, dass die Wald-

besitzer und auch die Landwirte es sehr be-
dauern, dass der Entwurf zur Novellierung des 
Bundesnaturschutzgesetzes nicht deutlich er-
kennen lässt, dass Naturschutz und Erhalt der 
Kulturlandschaft nur sinnvoll und erfolgreich in 
Kooperation mit den Flächeneigentümern,  
nämlich den Forst- und Landwirten, möglich 
ist. Diesen Gedanken vermissen wir.  
 
Ich glaube, der Hintergrund zu dem EuGH-
Urteil wurde von den Vorrednern bereits her-
vorragend erläutert. Lassen Sie mich ganz 
konkret darauf eingehen, was an Änderungen 
geplant ist. In § 10 Abs. 1 Nr. 11 BNatSchG-E 
ist vorgesehen, dass auch die ordnungsgemä-
ße land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung 
in der Regel kein Projekt im Sinne dieses Ge-
setzes ist. Diese Regelvermutung ist völlig kor-
rekt, denn die ordnungsgemäße und nachhal-
tige Land- und Forstwirtschaft, die unter ande-
rem auch in § 5 BNatSchG (Bundesnatur-
schutzgesetz in der derzeit geltenden Fas-
sung) verankert ist, wird durch eine Reihe von 
Gesetzen – Bundeswaldgesetz, Landeswald- 
und Landesforstgesetze sowie Verordnungen 
– gerade auch im Vergleich zu den europäi-
schen Nachbarn auf einem sehr hohen Niveau 
festgelegt, so dass sich der Waldbesitzer und 
auch der Landwirt darauf verlassen können 
muss, bei Einhaltung dieser Voraussetzungen 
mit seinem Handeln nicht als Projekt zu gelten. 
Diese Regelvermutung kommt aber auch dem 
Naturschutz entgegen, weil sie besagt, dass es 
sehr wohl Ausnahmen geben kann. Sie ent-
spricht damit vollumfänglich den Anforderun-
gen, die das EuGH-Urteil aufgestellt hat. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang auf den 
Änderungsantrag 1 auf Ausschussdrucksache 
16(16)233 ganz kurz eingehen. Dieser Ände-
rungsantrag ist nicht nur europarechtlich nicht 
erforderlich, sondern er passt auch nicht in das 
deutsche Rechtsverständnis. Die Regelvermu-
tung gibt ja gerade Hinweis darauf, dass es 
Ausnahmen gibt. Und wenn Sie sich den Hin-
weis anschauen, dass eine Umwandlung von 
Grünland in Ackerland als Beispiel für ein Pro-
jekt aus dem Bereich der Landwirtschaft aufge-
führt wird, dann muss man feststellen, dass 
dies ein ganz normaler landwirtschaftlicher 
Vorgang ist. Es gibt Wechselgrünland. Das ist 
ein Terminus technicus und wir müssen uns 
fragen: Wenn wir das zu einem genehmi-
gungspflichtigen Vorgang machen, wer wird 
dann noch Grünland pflegen? Erweisen wir 
damit nicht auch dem Naturschutz einen Bä-
rendienst?  
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Aber lassen Sie mich zu meinem Kernpunkt 
kommen: „Holzeinschlag in größeren Mengen“,  
der ebenfalls in dem Änderungsantrag 1 (Aus-
schussdrucksache 16(16)233) genannt ist. Es 
handelt sich hierbei um eine vage, nicht defi-
nierte Formulierung, die einer subjektiven Aus-
legung Tür und Tor öffnet und sehr weite Spiel-
räume lässt. Ich möchte sagen, dass Holzein-
schlag nicht eine von vielen forstlichen Maß-
nahmen ist, sondern es ist die zentrale forstli-
che Maßnahme. Das heißt: Das, was forstlich 
draußen geschieht neben Wegebau, neben 
Zaunbau, neben Verjüngung, also Pflanzung,  
ist im Wesentlichen der Holzeinschlag. Das ist 
die forstliche Maßnahme, die bei der Be-
standspflege, bei der Durchforstung, bei Ver-
jüngungshieben, bei Lichtungshieben, bei Alt-
holznutzungen ausgeübt wird. In jedem Fall ist 
es der Holzeinschlag. Das heißt: Hier wird eine 
Maßnahme genannt, die in der Forstwirtschaft 
tagtäglich ausgeübt wird. Und wenn wir diese 
Maßnahme mit so einer vagen Formulierung 
beschränken, treffen wir die Forstwirtschaft na-
türlich ins Herz. Ich muss Ihnen sagen, wir 
müssen uns die Größenordnung vor Augen 
halten. Es werden 70 bis 80 Mio qm Holz jedes 
Jahr in Deutschland geerntet. Das sind die 
nachhaltig nutzbaren Potenziale, die etwa bei 
85 bis 90 Mio qm liegen. Diese Mengen an 
Holz werden geerntet. Und wenn wir uns vor 
Augen halten, was eine größere Menge Holz 
ist, dann fängt das vielleicht bei dem einen o-
der anderen Besitzer je nach Flächengröße 
schon bei 100 qm, bei 1.000 qm an. Wie viel 
Hunderttausend von Genehmigungsvorgängen 
hätten wir, wenn diese Regelung greifen wür-
de? Ich möchte aber noch einen Punkt weiter 
gehen. Es gibt Bemühungen der Bundesregie-
rung im Zuge der Charta für Holz. Es gibt eine 
Rohholzmobilisierungsprämie. Das heißt, es 
gibt Bemühungen der Bundesregierung, den 
Rohstoff Holz sehr viel stärker der Wirtschaft 
zur Verfügung zu stellen und das Holz im Be-
reich der Klimapolitik, im Bereich der Energie-
politik stärker einzubinden. Das heißt, ich gehe 
so weit, hier die Frage zu stellen, ob nicht die 
nachhaltige Ernte von Holz durchaus als über-
wiegend öffentliches Interesse nach Art. 6 der 
FFH-Richtlinie bezeichnet werden kann.  
 
Lassen Sie mich noch zwei Aspekte ergänzen. 
Das eine ist Art. 1 Nr. 7 Buchstabe b des Ge-
setzentwurfes. Dort geht es um die Einfügung 
der neuen Absätze 4 bis 6 in den 
§ 42 BNatSchG. Ich möchte sagen, dass die 
Waldbesitzer es begrüßen, dass hier ein popu-
lationsbezogener Ansatz gewählt wurde. Das 
haben meine Vorredner auch sehr deutlich 

gemacht. Was allerdings unverständlich bleibt, 
ist die Frage, warum hier auf die lokale Popula-
tion abgestellt wird. Die lokale Population ist 
ein Begriff, der im Guidance Document nicht 
definiert ist. Und es ist ein Begriff, den die 
Länder nicht  kennen, wenn es um das Monito-
ring geht, das für die FFH-Richtlinie aufgesetzt 
werden muss. Das heißt, wir müssen hier ein 
zusätzliches Monitoring einführen, das auf die 
lokale Population abstellt. Deswegen wäre zu 
empfehlen das Wort „lokal“ zu streichen.  
 
Ich möchte außerdem auf zwei Punke hinwei-
sen, in denen die geplante Novellierung über 
eine 1:1-Umsetzung der Europäischen Richtli-
nie hinausgeht. Das eine ist: In dem Entwurf 
sind in § 42 jetzt auch die europäischen Vo-
gelarten aufgenommen. Der EuGH hat zu den 
europäischen Vogelarten – diese Richtlinie war 
ja bereits umgesetzt – keine Aussagen ge-
macht. Das heißt: Hier haben wir eine deutli-
che Überschreitung der geplanten 1:1-
Umsetzung. Außerdem – und das ist der zwei-
te Punkt – geht der Entwurf in dem vorgesehe-
nen Abs. 6a des § 52 BNatSchG – das ist Arti-
kel 1 Nr. 9 des Gesetzentwurfes – über eine 
1:1-Umsetzung hinaus. Da geht es um eine 
Verordnungsermächtigung für die Landesre-
gierungen. Vorher gab es bereits den Hinweis, 
dass die zuständigen Behörden für Verord-
nungen ermächtigt werden. Hier sind es noch 
einmal die Landesregierungen, die ermächtigt 
werden. Und dieses ist nicht erforderlich. Auch 
diese Verordnungsermächtigung geht deutlich 
über eine 1:1-Umsetzung hinaus.  
 
Lassen Sie mich noch einen ergänzenden 
Hinweis machen. Ich finde, das zieht sich 
durch bei dem gesamten Novellierungsverfah-
ren. Es fehlt eine tatsächliche Kostenabschät-
zung. Es ist bisher unklar, was es eigentlich 
die Länder, die Kommunen und auch die priva-
ten Waldeigentümer kosten wird. Und ich 
möchte hier einige Zahlen in den Raum stellen. 
Erste Schätzungen aus Niedersachsen zeigen, 
dass allein in den niedersächsischen Landes-
forsten mit einem Aufwand von zusätzlich etwa 
10 Millionen Euro jährlich für die zusätzlichen 
Kontrollen, den Verwaltungsaufwand etc., ge-
rechnet wird. Das Land Niedersachsen rechnet 
überschlägig für die privaten Waldbesitzer mit 
einer zusätzlichen Belastung von durchschnitt-
lich 50 Euro je Hektar und Jahr. Das sind 25 
Millionen Euro pro Jahr,  die die privaten Wald-
besitzer allein in diesem Bundesland aufbrin-
gen müssten. Die Waldbesitzer fordern vor 
dem Hintergrund dieser ersten Schätzungen 
eine nach Landnutzungsgruppen getrennte – 
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und zwar reelle – Kostenkalkulation mit belast-
baren und transparenten Ergebnissen. Danke 
schön. 
 
SV Friedrich Wulf (Bund für Umwelt- und Na-
turschutz Deutschland – BUND, Berlin): Im 
Voraus Entschuldigung dafür, dass auch ich 
meine zehn Minuten ausreizen werde. Das hat 
sich einfach so ergeben angesichts der Fülle 
dessen, was zu sagen ist. Ich werde dennoch 
versuchen, es möglichst knapp zu halten. Wir 
haben als Naturschutzverbände den Gesetz-
gebungsprozess sehr kritisch begleitet und ha-
ben uns immer wieder auch mit Stellungnah-
men zu Wort gemeldet, zuletzt mit der schriftli-
chen Stellungnahme vom 21. Mai 2007, die 
Ihnen auch vorliegt. Nach unserer Einschät-
zung verstößt der Gesetzentwurf erstens ge-
gen EU-Recht, ist er zweitens ein Rückschritt 
gegenüber der jetzigen Rechtslage und ist drit-
tens nicht sachgerecht. Ich will Ihnen das im 
Folgenden kurz erläutern. Bei der nicht gege-
benen EU-Rechtskonformität kann ich mich 
zurückhalten, weil ich denke, dass Herr Czy-
bulka dann noch stärker darauf eingehen wird.  
Nur so viel: Aus unserer Sicht ist der Projekt-
begriff unzureichend ausgefüllt. Es sind wei-
terhin – auch wenn man den Änderungsantrag, 
der jetzt vorliegt, umsetzt – einige Handlungen 
zu erwarten, die nach wie vor zu einer Ver-
schlechterung der jeweiligen zu schützenden 
Bestände führen können und werden. Und 
damit ist also der Projektbegriff nicht ausrei-
chend ausgefüllt. Außerdem stellt im Arten-
schutz die Bewirtschaftung per definitionem 
bereits keinen Verstoß gegen die artenschutz-
rechtlichen Zugriffsverbote dar, wenn sich der 
Erhaltungszustand der lokalen Population nicht 
verschlechtert. Hier findet keine Prüfung nach 
Artikel 16 der FFH-Richtlinie statt, obwohl das 
EU-rechtlich erforderlich ist. Und dasselbe gilt 
auch nochmal für die Eingriffsregelung. Hier 
wird also, wie gesagt, in drei von vier Punkten 
unserer Ansicht nach das EuGH-Urteil vom 
10. Januar 2006 nicht erfüllt.  
 
Der Gesetzentwurf ist in der Sache ein Rück-
schritt. Zwei Punkte will ich beleuchten. Zum 
einen wird durch die Änderung der Rechtskon-
struktion die Vorschrift des § 62 BNatSchG 
deutlich verkürzt und auch seiner bisherigen 
Funktion beraubt. Bisher war es so, dass man 
über die Befreiungsregelung des § 62 gehen 
musste, wenn man im Rahmen der Landwirt-
schaft oder von Eingriffen eine wissentliche 
Beeinträchtigung der artenschutzrechtlichen 
Zugriffsverbote zu erwarten hatte. Das galt 
sowohl für die FFH als auch für die nach Bun-

desrecht geschützten Arten. Das wird jetzt ge-
strichen und es hat insbesondere für die natio-
nal geschützten Arten gravierende Auswirkun-
gen. Hier gibt es kein Schutz mehr für 2.600 
Arten, die bei uns ausschließlich nach den Re-
geln des bundesweiten Artenschutzes ge-
schützt sind. Das sehen wir als eines der 
Hauptprobleme. Aber wir sehen auch, ich hatte 
es bereits angesprochen, dass für die europa-
rechtlich geschützten Arten keine Anwendung 
des Artikel 16 mehr stattfindet. Der Artikel 16 
der FFH-Richtlinie umfasst einen ziemlich um-
fassenden Prüfkatalog, den ich Ihnen hier nicht 
im Einzelnen vorlesen werde. Er enthält doch 
eine ganze Reihe von sehr deutlichen Forde-
rungen wie zum Beispiel, dass es keine an-
derweitige zufriedenstellende Lösung mehr 
geben darf und dass die Populationen der be-
troffenen Art – wohlgemerkt die Populationen 
und nicht die Arten an sich – in ihrem natürli-
chen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahme-
regelung ohne Beeinträchtigung in einem 
günstigen Erhaltungszustand verweilen. Diese 
Punkte sind in den Prüfkatalogen im Gesetz-
entwurf so nicht enthalten, aber es gibt auch 
eine Reihe weiterer Punkte. Die will ich Ihnen – 
wie gesagt – jetzt nicht im Einzelnen vorlesen. 
Ein weiterer Punkt, weswegen wir sagen, dass 
der Gesetzentwurf ein Rückschritt ist, ist die 
Möglichkeit, die bisher schon für besonders 
geschützte Arten gegeben ist, pauschal Be-
freiungsmöglichkeiten auf Landesverord-
nungsebene auszusprechen, künftig nun auch 
auf die streng geschützten Arten auszuweiten. 
Das bedeutet also auch, dass die EU-rechtlich 
geschützten Arten in Zukunft pauschal per 
Landesverordnung von den Zugriffsverboten 
des § 42 BNatSchG befreit werden können. 
Gegenwärtig ist es so, dass wir im Einzelfall 
bei diesen streng geschützten Arten prüfen 
müssen: Gibt es denn überhaupt ein Problem? 
Ist überhaupt Handlungsbedarf gegeben vor 
Ort? Gibt es andere Lösungen als das pau-
schale Abschießen, um das Problem in den 
Griff zu kriegen? Diese Einzelfallprüfung muss 
dann in Zukunft nicht mehr geschehen. Man 
kann also landesweit sagen, wir lassen jetzt 
7.000 Biber abschießen und das war es dann.  
Und aus unserer Sicht wird einfach ein solches  
Vorgehen den Arten nicht gerecht. Das sind 
die Arten, die derzeit eigentlich den höchsten 
Schutzstatus laut Gesetzlage bei uns haben. 
Wir sehen dadurch ganz massiv bundesweit 
vorbildliche Wildtier-Management-Modelle wie 
etwa das Biber-Management in Bayern ge-
fährdet. Hier werden zurzeit mit mühsamer 
Einzelfallberatung Lösungen sachgerecht, der 
jeweiligen Situation angepasst durchgeführt,  
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und das Modell genießt auch eine große Ak-
zeptanz. Das wird in Zukunft nicht mehr mög-
lich sein, wenn dieser Änderungsantrag durch-
kommt. Was ich gar nicht verstehen kann, ist, 
warum man gerade im Bereich des Arten-
schutzes – Artenschutz ist einer der wenigen 
Bereiche, wo auch künftig eine abweichungs-
feste Vollregelungskompetenz des Bundes 
vorliegt – auf die Bundeskompetenz, die hier 
vorhanden ist, verzichtet und die Länder er-
mächtigt, hier Landesverordnungen einzufüh-
ren.  
 
Dritter Punkt: Aus unserer Sicht ist der Ge-
setzentwurf auch nicht sachgerecht. Es ist be-
reits angesprochen worden. Die Landwirtschaft 
ist eine, wenn nicht die maßgebliche Ursache 
für den Artenrückgang bei uns in den vergan-
genen 50 Jahren. Das können Sie in allen 
ernstzunehmenden wissenschaftlichen Fach-
publikationen, die sich damit befassen, nachle-
sen. Es kann einfach nicht sein, dass wir per 
definitionem die Landwirtschaft weiterhin vom 
Arten- und Biotopschutz ausklammern. Ähnli-
ches gilt auch für die Forstwirtschaft, wenn-
gleich da möglicherweise die Situation nicht 
ganz so deutlich ist wie bei der Landwirtschaft. 
Wie ich schon gesagt habe, die national ge-
schützten Arten würden ungeachtet ihrer Sel-
tenheit und tatsächlichen Bedrohung schlech-
ter gestellt, als die nach EU-Recht geschützten 
Arten. Das ist einzelnen Arten mit Sicherheit 
nicht angemessen. Außerdem wird im Gesetz-
entwurf die Fülle von nicht bestimmten 
Rechtsbegriffen mit Sicherheit ein großes 
Problem sein. Hierzu gehören Begriffe wie „lo-
kale Population“, „in der Regel ökologische 
Funktion“ im Rahmen der Eingriffsregelung.  
Und das wird – auch das ist schon angespro-
chen worden – mit Sicherheit zu Rechtsstrei-
tigkeiten führen. Darüber hinaus ist der Natur-
schutz, wie wir es sehen, ganz deutlich in der 
Defensive bei diesem Gesetzentwurf. Wir 
müssten erst einmal beweisen, dass landwirt-
schaftliches Handeln im Einzelfall überhaupt 
ein Projekt ist. Wir müssten auch beweisen, 
dass andere Instrumente nicht greifen, bevor 
überhaupt Bewirtschaftungsvorgaben stattfin-
den können. Und nach dem vorgesehenen 
§ 34 Abs. 1a BNatSchG gibt es bei einem an-
zeigepflichtigen Projekt einen Genehmigungs-
automatismus, sobald vier Wochen verstrichen 
sind. Dann gilt dieses Projekt als genehmigt. 
Und das vor der Situation, meine Damen und 
Herren, wo sich im Moment die Naturschutz-
verwaltung als komplett überlastet darstellt. Es 
gab erst zu Beginn dieses Jahres ein entspre-
chendes Gutachten des Sachverständigenra-

tes für Umweltfragen. Der Gesetzentwurf ist 
auch deswegen nicht sachgerecht, weil bei 
Eingriffen nach dem jetzigen Textentwurf örtli-
chen Populationen legal zum Aussterben ge-
bracht werden können. Wir brauchen in Zu-
kunft eine Festlegung, dass der Ausgleich 
auch funktioniert und dass die Art in einem 
günstigen Erhaltungszustand verweilt. Das ist 
im Text so noch nicht eingeführt.  
 
Meine Damen und Herren, das war die Kritik 
im Einzelnen. Der Hintergrund für unsere For-
derung ist schlicht und ergreifend, dass wir 
nach wie vor einen Rückgang der Artenvielfalt 
haben. Das hat Herr Köck auch schon er-
wähnt. Der Biodiversitätsverlust ist bei uns 
nicht gebremst worden. Das muss endlich ge-
schehen. Diese Gesetzesnovelle, denke ich,  
sollte einen maßgeblichen Beitrag dazu liefern. 
Deutschland hat hier diverse internationale 
Verpflichtungen von der Konvention über bio-
logische Vielfalt bis hin zur FFH-Richtlinie. Und 
hat derzeit auch eine Führungsrolle in der Dis-
kussion zur Biodiversität, hat die EU-
Ratspräsidentschaft und wird im nächsten Jahr 
die 9. Vertragsstaatenkonferenz der Konventi-
on über die biologische Vielfalt durchführen. 
Ich denke, hier ist es ratsam, dass Deutsch-
land eine Vorbildrolle spielt. Wir sind der An-
sicht, dass Artenschutz nicht nur auf Natur-
schutzgebiete beschränkt bleiben darf. Dieser 
muss endlich auch in der Fläche greifen. Und 
dort, wo Arten jetzt vorkommen, sollen sie 
auch weiterhin vorkommen können. Als Ände-
rungsvorschlag zum Gesetz erscheint uns als 
eine mögliche Lösung die Aufhebung der 
Land- und Forstwirtschaftsklausel, die auch 
von Seiten der EU regelmäßig unter Beschuss 
ist. Alternativ kann man darüber nachdenken, 
ob man eine gute naturschutzgerechte Defini-
tion der „guten fachlichen Praxis“ sowohl in der 
Land- als auch in der Forstwirtschaft be-
schließt. Eine Lösung, was die anzeigepflichti-
gen Projekte betrifft, wäre es, die Behörden zu 
verpflichten, innerhalb von sechs Wochen eine 
Entscheidung zu fällen. Wenn das nicht leist-
bar ist, dann muss man entsprechend die Be-
hörden dazu in finanzieller und personeller 
Hinsicht in die Lage versetzen. An den Text-
stellen, auf die ich vorhin hingewiesen habe, 
muss in Zukunft ein günstiger Erhaltungszu-
stand als Ziellinie dargestellt werden. Wenn wir 
einen schlechten Erhaltungszustand haben, 
darf kein Eingriff stattfinden. Das muss korri-
giert werden. Auch – und hier kann ich meine 
Vorredner nur unterstützen – muss das Moni-
toring unbedingt in der Lage sein, tatsächlich 
vernünftige Informationen über den Zustand 
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der jeweiligen Teilpopulation zu liefern. Dazu 
ist das derzeitige rasterförmige Monitoring, das 
wir in der Bundesrepublik haben, bei weitem 
noch nicht in der Lage. Und dieses Monitoring 
muss dann auch eine Verbindlichkeit haben. 
Wir brauchen eine Aufhebung der unbestimm-
ten Rechtsbegriffe bzw. eine genaue Definiti-
on. Und zum Schluss möchte ich einfach dar-
auf hinweisen, dass es bereits im ve rgangenen 
Jahr eine Arbeitsgemeinschaft beim BMU gab, 
die ein Konzept erarbeitet hat, bei dem von 
vornherein gewisse Bewirtschaftungsvorgaben 
vorsorglich festgeschrieben worden sind. Das 
entspricht auch den CEF-Maßnahmen (CEF: 
Continuous Ecological Functionality), wie sie in 
dem Guidance Document der EU vorgegeben 
sind. Es geht also nicht reaktiv um Bewirt-
schaftungsvorgaben, sondern darum, von 
vornherein klar zu machen: Dort wo es nötig 
ist, muss eben nach bestimmten Standards 
bewirtschaftet werden. Unterstützend sollten 
auch gezielte Artenschutzmaßnahmen stattfin-
den. Und zur rechtlichen Absicherung bedarf 
es schlicht und ergreifend auch des Sicher-
heitsnetzes der möglichen behördlichen An-
ordnung. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 
SV Prof. Dr. Detlef Czybulka (Universität Ros-
tock): Frau Vorsi tzende , meine sehr verehrten 
Damen und Herren Abgeordnete. Ich hoffe, Sie 
haben meine schriftliche Stellungnahme schon 
erhalten. Sie werden daraus schließen, dass 
ich die Vorlage in weiten Teilen für misslungen 
halte. Ich werde mich auf die juristischen As-
pekte beschränken. Ich habe mich aber nach 
den Gründen gefragt, die außerhalb der übli-
chen Einflüsse und der Wirkung der Ressort-
abstimmung eine Rolle gespielt haben mögen, 
dass diese Vorlage ihr Ziel nicht erreicht hat.  
Ich denke, dass die Philosophie von Natura 
2000 noch nicht übernommen wurde nach im-
merhin 15 Jahren des Bestehens der FFH-
Richtlinie. Was ist die Philosophie der FFH-
Richtlinie? Es ist das konkretisierte Ver-
schlechterungsverbot bzw. positiv gewendet 
die Erhaltung oder Wiederherstellung eines  
günstigen Erhaltungszustandes. Das betrifft 
sowohl die geschützten Gebiete als auch die 
Arten. Das ist das Kernstück und daran haben 
sich alle Regelungen messen zu lassen.  
 
Ich habe auch eine methodische Kritik am An-
satz des Gesetzentwurfs. Eine 1:1-Umsetzung 
kann natürlich nicht darauf verzichten, die 
Entwicklung der Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofes zu beobachten und dann 
natürlich zu beachten. Ich habe die einschlägi-
gen Urteile genannt. Es sind insbesondere die 

beiden aus den Jahren 2005 und 2007 gegen 
das Vereinigte Königreich und gegen die Re-
publik Österreich. Hier haben sich wesentliche 
Aussagen gerade zur Fortentwicklung des ar-
tenschutzrechtlichen Teiles der FFH-Richtlinie 
profiliert. Ich möchte noch einmal kurz an den 
Projektbegriff anknüpfen. Herr Kollege Köck 
hat von einem Kunstgriff gesprochen. Ich mei-
ne, es ist ein Kunstgriff, der daneben geht, 
denn der Projektbegriff der FFH-Richtlinie lässt 
außerhalb der dort selbst geregelten Ausnah-
men keine generellen Freistellungen oder Aus-
klammerungen aus diesem Begriff zu. Der 
Sinn des Projektbegriffes kann nicht dadurch 
unterlaufen werden, dass eine naturschutz-
rechtlich fundierte Einzelfallprüfung mal weg-
fällt oder mal nicht wegfällt. Der EuGH hat im 
Urteil vom 20. Oktober 2005 klar gesagt, dass 
immer eine „naturschutzfragliche“ fundierte 
Einzelfallprüfung erfolgen können muss. Des-
halb sind derartige Bereichsausnahmen aus 
dem Projektbegriff nicht zulässig. Im Übrigen 
hat der EuGH in diesem Zusammenhang auch 
noch das Vorsorgeprinzip herangezogen und 
im Übrigen können Sie mit einiger Sorgfalt 
schon aus dem alten Urteil C-98/03 herausle-
sen, dass dies nicht möglich ist. Also, dieser 
Kunstgriff wird scheitern.  
 
Ich habe auch ein bisschen Bedenken im Hin-
blick auf die „gute fachliche Praxis“, jedenfalls 
soweit diese innerhalb der Natura-2000-
Gebiete ausgeübt werden soll, scheint das je-
denfalls kurzfristig nicht realisierbar zu sein. Es 
ist auch sehr schwierig, weil man jeweils die 
Erhaltungsziele des konkreten Gebiets mit ein-
beziehen könnte. Vielleicht lässt sich das ma-
chen, aber sicherlich nicht auf die Schnelle. Im 
Übrigen kann man natürlich versuchen, die 
„gute fachliche Praxis“, die bisher im Bundes-
naturschutzgesetz nur in Ansätzen geregelt ist, 
hier zu vertiefen. Im Unterschied zu meinen 
Vorrednern – mit Ausnahme von Herrn Wulf – 
habe ich noch ein Riesenproblem mit dem vor-
gesehenen Absatz 1a in § 34 BNatSchG, also 
mit der Einführung des Anzeigeverfahrens und 
der Vorprüfung durch Naturschutzbehörden.  
An sich ist das eine richtige Sache, die auch 
erforderlich ist, aber diese Genehmigungsfikti-
on, die Sie hier vorsehen, die geht nicht. Es ist 
damit zu rechnen, dass die Monatsfrist wegen 
der Überlastung der Naturschutzbehörden und 
auch in anderen weniger freundlichen Fällen 
nicht eingehalten wird. Das führt dann dazu, 
dass nicht alle Vorhaben und Maßnahmen ei-
ner Vorprüfung und ggf. einer Verträglichkeits-
prüfung unterworfen werden können. Und ge-
nau das hat der Europäische Gerichtshof ver-
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boten. Im Übrigen, am Rande bemerkt: Eine 
solche Genehmigungsfiktion würde auch nicht 
zur Haftungsfreistellung führen. Das ist ein 
Punkt, den ich in meiner schriftlichen Stellung-
nahme noch nicht angesprochen habe. Die 
Umwelthaftungsrichtlinie ist im Gesetzentwurf 
nicht berücksichtigt. Ich glaube, das müsste 
auch nachgeholt werden. Zur Vorprüfung 
selbst. Hier meine ich, dass die Maßnahmen 
etwas unvollständig erscheinen und zum Teil 
auch Missdeutungen zulassen. Ich denke, das 
lässt sich vielleicht in der Diskussion genauer 
erörtern. Wichtig ist: Der Kern von Arti-
kel 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie soll durch die 
Vorprüfung sichergestellt werden, nämlich die 
Einholung fachlichen Rat es der Wissenschaft 
bei einer Risikoanalyse, -prognose und             
-bewertung. Das hat auch das Bundesverwal-
tungsgericht neulich in der Entscheidung zur 
Westumfahrung von Halle so judiziert. Die 
Aufhebung des § 36 BNatSchG ist natürlich 
notwendig. Ich bin mir allerdings nicht sicher, 
ob man nicht auch noch am Bundes-
Immissionsschutzgesetz etwas machen müss-
te, damit in jedem Fall sichergestellt wird, dass 
das Projekt keine Natura-2000-Schutzgebiete 
als solche beeinträchtigt, was der EuGH in 
seinem Urteil gegen Deutschland im Einzelnen 
geschildert hat.  
 
Nun zum Artenschutz. Auch hier möchte ich 
nur einige Kernpunkte ansprechen. Gerade 
hier hat der EuGH seine Rechtsprechung fort-
entwickelt. Es bilden Artikel 12 bis 16 der FFH-
Richtlinie ein kohärentes System von Rege-
lungen, die die Mitgliedstaaten dazu verpflich-
ten, für die betroffenen Tier- und Pflanzenarten 
ein strenges Schutzsystem einzuführen. Ich 
meine, dass dieser Grundgedanke bei der No-
velle nicht recht umgesetzt wurde, was aller-
dings nicht verwunderlich ist, da das Arten-
schutzrecht ohnehin so kompliziert ist, dass 
sich fast keiner mehr darin auskennt. Aber ich 
denke, das muss einer großen Novelle vorbe-
halten bleiben. Der in Nr. 7 des Gesetzent-
wurfs zum Ausdruck kommende Gedanke „Ge-
bietschutz vor Artenschutz“ ist nicht unproble-
matisch und auch bedenklich. Ich denke, euro-
parechtlich sind Gebietsschutz und Arten-
schutz in der FFH und in der Vogelschutzricht-
linie zwei Säulen eines Konzepts und ich er-
kenne hier kein Rangverhältnis. Die im neu for-
mulierten Absatz 5 definierte Legalausnahme 
von den artenschutzrechtlichen Verboten hat 
Herr Wulf schon angesprochen. Ich meine, hier 
hat sich die Rechtsprechung des EuGH durch 
das Urteil vom 10. Mai 2007 noch klarer ge-
staltet und ist auch verschärft worden. Ich zitie-

re wörtlich: „Danach stellt Artikel 16 der Richt-
linie, der die Kriterien, auf deren Grundlage die 
Mitgliedstaaten von den Verboten der Artikel 
12 bis 15 der Richtlinie abweichen dürfen, ge-
nau festlegt, eine Ausnahmebestimmung vom 
Schutzsystem der Richtlinie dar. Er ist deshalb 
restriktiv auszulegen.“ Das wird unter Bezug-
nahme auf das vorhergehende Urteil in der 
Sache gegen das Vereinigte Königreich darge-
legt.  Also, ich denke, hier kommen wir auch 
nicht klar mit der Nr. 7b des Gesetzentwurfs. 
Und schließlich ein Hinweis. Es ist in 
§ 43 BNatSchG im neu zu fassenden Absatz 8 
vorgesehen, in Ziffer 5 den Ausnahmegrund 
„aus anderen zwingenden Gründen des über-
wiegenden öffentlichen Interesses einschließ-
lich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art“ 
auch auf Vögel anzuwenden. Das ist europa-
rechtswidrig, denn Artikel 9 Vogelschutzrichtli-
nie kennt diesen Ausnahmetatbestand im Un-
terschied zur FFH-Richtlinie nicht – so leid es 
einem tun mag. Es ist eben hier keine Harmo-
nisierung vorhanden. Der Verweis auf die 
Richtlinie wird vom Europäischen Gerichtshof 
nicht akzeptiert werden, denn es handelt sich 
dann um keine klare, bestimmte Regelung, die 
der EuGH in diesen Fällen in ständiger Recht-
sprechung mit Nachdruck verlangt. Und ich 
denke, man sollte das nicht riskieren. Ich dan-
ke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  
 
 
Vorsitzende : Schönen Dank Ihnen für die Ein-
gangstatements. Ich eröffne jetzt die Frage-
runde. Wer möchte bitte? Dann rufe ich Frau 
Kurth auf. 
 
Abg. Undine Kurth (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vielen Dank, Frau Vorsitzende . 
Ich danke ebenfalls allen Fachleuten, die uns 
hier Rede und Antwort gestanden haben und 
stehen werden. Ich habe jetzt erst einmal zum 
Gesetzestext zwei Fragen an Herrn Prof. Czy-
bulka. Sie haben eben zum Ende ihres Refera-
tes schon abgehoben auf die möglichen Impli-
kationen,  die es geben kann mit den Umwelt-
haftungsrichtlinien und mit dem Umweltscha-
densgesetz. Inwieweit glauben Sie, dass der 
jetzt vorliegende Gesetzentwurf mit dem Ziel,  
das in der Umwelthaftungsrichtlinie vorgege-
ben ist, vereinbar ist oder nicht? Anders aus-
gedrückt frage ich Sie, ob auch im Sinne der 
Wirtschaft und all derer,  die klare gerichtsfeste 
Entscheidungen brauchen, ob man dort in eine 
Konfliktsituation kommt oder ob Sie sagen, auf 
Grund des vorliegenden Gesetzentwurfes  
kommt man zu klaren Regelungen, die – wie 
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gesagt – nicht in Diskrepanz zueinander ste-
hen.  
 
Eine zweite Frage zu den hier von vielen an-
gesprochenen Regelungen die Land- und 
Forstwirtschaft betreffend. Zum einem geht es 
um die Definition des Projektbegriffes, also um 
die Frage, was ein Projekt ist bzw. was keines 
ist, also § 10 BNatSchG-E, und zum anderen 
geht es um die Eingriffsregelung, um 
§ 42 BNatSchG-E. Dazu ist mehrfach und von 
verschiedener Seite dargestellt worden, dass 
es zu Diskrepanzen kommt, die der FFH-
Verträglichkeit nicht entsprechen, weil nach 
der jetzigen Definition der „guten fachlichen 
Praxis“ durchaus gravierende Eingriffe erlaubt 
sind, die dann automatisch als Nichtprojekt 
und demzufolge als prüfungsfrei gelten wür-
den. Wie kann man Ihrer Meinung nach die-
sem Mangel im vorgesehenen Gesetzestext 
begegnen? 
 
Abg. Josef Göppel (CDU/CSU): Meine erste 
Frage geht an Herrn Glatzel. Herr Glatzel, Sie 
haben einen Punkt besonders herausgegriffen, 
nämlich den, wie Sie sagten, unbestimmten 
Rechtsbegriff „Holzeinschlag in größeren Men-
gen“. Ich bin Förster von Beruf und habe 24 
Jahre unmittelbar im Wald gearbeitet. Darum 
kann ich diesen Einwand, diese Frage sehr gut 
nachvollziehen und Sie haben dankenswerter 
Weise – ich darf Ihnen übrigens ein Kompli-
ment machen, Sie könnten auch ein Förster 
gewesen sein – die wichtigen Fixpunkte für die 
Arbeit im Wald sehr exakt beschrieben. Das ist 
einmal der Holzvorrat auf einer Fläche. Das ist 
der durchschnittliche jährliche Zuwachs und 
damit die mögliche nac hhaltige Nutzung. Das 
ist des Weiteren der Begriff „Kahlschlag“ oder 
„Kahlflächen“. Und das ist die durchschnittliche 
bisherige Nutzung, die exakt festgelegt ist. Ich 
hatte mir auch selber überlegt: Wie kann man 
diesen unbestimmten Rechtsbegriff besser 
machen? Denn der führt in der Tat zu erhebli-
chen Schwierigkeiten in der Praxis. Und meine 
bisherige Überlegung ist darauf gerichtet, dass 
man den Holzvorrat als Bezug nehmen sollte 
und auch die durchschnittliche nachhaltig mög-
liche Nutzung, die in den Betriebsplänen für 
Waldstücke exakt festgelegt ist. Meine Frage 
ist, ob Sie aus juristischer Sicht der Meinung 
sind, dass das präzise und exakt genug ist, um 
Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden?  
 
Meine zweite Frage geht an Herrn Köck. Sie 
haben den Grünlandumbruch dargestellt und 
auf Cross Compliance Bezug genommen. Bei 
Cross Compliance ist es so, dass sich diese 

Verpflichtung in Deutschland auf die Bundes-
länder bezieht. Es ist exakt so: Wenn in einem 
Bundesland der Grünlandanteil gegenüber 
dem Jahr 2003 um 5 % sinkt, dann erst tritt der 
Mechanismus von Cross Compliance in Kraft. 
Wenn der Grünlandanteil um 8 % gesunken ist 
gegenüber 2003, dann sind Umbrüche verbo-
ten. Und wenn der Grünlandanteil um 10 % 
gesunken ist, dann tritt ein Rückumwand-
lungsgebot in Kraft. So viel zu Cross Compli-
ance. Da möchte ich Sie bitten, nochmal unter 
diesem Aspekt die Geschichte mit dem Grün-
landumbruch darzustellen, ob dieser aus Ihrer 
Sicht im Einzelfall durch Cross Compliance 
aufgehoben wäre oder nicht ermöglicht würde. 
 
Vorsitzende : Danke. Ein kurzer Hinweis, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Ich bitte Sie im Inte-
resse aller Fragesteller die Fragezeit von zwei 
Minuten einzuhalten. Herr Becker, Sie sind 
jetzt dran. Bitteschön. 
 
Abg. Dirk Becker (SPD): Vielen Dank Frau 
Vorsitzende . Ich habe eine Frage an Herrn 
Prof. Dr. Köck und an Herrn Dr. Glatzel. 
Hauptstreitthema – eigentlich ein juristisches 
Thema, kein politisches – sind die Punkte, ob 
denn die Begriffsbezeichnung der lokalen Po-
pulation juristisch erforderlich, geeignet und 
nachvollziehbar ist. Ich würde Sie bitten, ein-
mal eine kurze Stellungnahme zum Begriff „lo-
kale Population“ zu geben. Außerdem bitte ich 
um Beantwortung der Frage, ob es denn tat-
sächlich durch die kleine Novelle zu einer Ver-
schlechterung für den Schutz nationaler Arten 
kommt, oder ob es nicht in Wirklichkeit so ist, 
dass sich am Schutzzustand für die nationalen 
Arten im Ergebnis eigentlich nichts verändert.  
Dazu würde ich gerne eine Einschätzung von 
Ihnen hören.  
 
Abg. Angelika Brunkhorst (FDP): Ich habe 
zunächst eine Frage an Frau Dr. Seeling, und 
zwar auch noch einmal zum Begriff „Holz in 
größeren Mengen“. Ich gehe mal davon aus, 
dass gerade die Forstwirtschaft die Nachhal-
tigkeit erfunden hat. Inwieweit sehen Sie da 
große Rechtsunsicherheit bei den Waldbesit-
zern, egal ob das nun private Waldbesitzer 
sind oder ob es Kommunen sind oder auch um 
Staatsforste geht? Gibt es durch diese Besit-
zerstruktur ein Problem, z. B. in dem Sinne, 
dass auch zusätzliche Bürokratie zu erwarten 
ist? Mich würde auch noch interessieren, wie 
die Vorgaben bislang waren und ob Sie sich 
überhaupt vorstellen können, dass es in der 
Forstwirtschaft sogenannte Projekte gibt. Also, 
der Projektbegriff scheint mir irgendwie nicht 
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besonders geeignet zu sein, hierzu eine Vor-
stellung hervorzurufen.  
 
Die zweite Frage habe ich an Herrn Wulf. Sie 
haben das Ganze hier sehr kritisch erläutert. 
Korrigieren sie mich, wenn ich Sie falsch inter-
pretiere, aber ich habe aus Ihren Ausführun-
gen so ein bisschen herausgehört, dass Sie 
davon ausgehen, dass Land- und Forstwirt-
schaft in der Vergangenheit in erheblichem 
Maße zum Artenrückgang beigetragen haben. 
Es ist aber so, dass unsere Wälder durchaus 
sehr artenreiche Ökosysteme sind – vielleicht 
nicht alle, aber doch in großer Anzahl. Das ist 
für mich ein gewisser Widerspruch dazu, dass 
man nicht sagt, sollten wir nicht trotzdem 
nachhaltige Bewirtschaftung fortsetzen. Und 
Sie haben auch gesagt, diese Regelvermu-
tung, dass die Landwirtschaft und Forstwirt-
schaft vom Projektbegriff ausgenommen sind,  
das kritisieren Sie. Das ist ja auch der Anlass, 
die Rechtsprechung des EuGH, dass das kor-
rigiert werden muss. Aber auf der anderen Sei-
te denke ich, dass, wenn Sie sagen, Sie wollen 
jedes Mal eine Vorprüfung oder eine Verträg-
lichkeitsprüfung haben, ein ausgeprägtes Mo-
nitoring und so – wir haben nun einmal die all-
gemeine Klage, dass die Länder es irgendwie 
„wuppen“ müssen – im Prinzip die Natur-
schutzbehörden auch heute schon eine Viel-
zahl von Aufgaben haben, die sie gerade mal 
eben noch so bewältigen können. Also, wie re-
alistisch ist das Ganze denn dann? Vielleicht 
noch einen Nachsatz. Ich habe auch ein biss-
chen das Problem, wenn ich Eigentümer einer 
Ackerfläche oder eines Forstbestands bin, viel-
leicht privat: Ich bin gar nicht so die Expertin,  
dass ich das jedes Mal im Einzelfalle weiß, ob 
ich jetzt eventuell unter den Begriff „Projekt“ 
falle. Also, wie will man das dann in der Praxis 
handhaben? 
 
Abg. Lutz Heilmann (DIE LINKE.): Meine erste 
Frage richtet sich an Herrn Wulf. Und zwar ha-
ben wir nun unterschiedliche Aussagen da-
rüber gehört, ob der vorliegende Gesetzent-
wurf mit den bereits vorliegenden Änderungs-
anträgen europarechtskonform ist oder nicht. 
Deswegen frage ich Sie, ob Sie die Ausfüh-
rungen von Herrn Glatzel überzeugt haben,  
insbesondere der Bezug auf die lokale Popula-
tion anstelle des günstigeren Erhaltungszu-
stands. Und ist immer noch die weitgehende 
Befreiung der Land- und Forstwirtschaft bei der 
eben noch nicht ausreichend bestimmten „gu-
ten fachlichen Praxis“ mit dem europäischen 
Recht und der Rechtsprechung des EuGH ver-
einbar oder nicht vereinbar? 

 
Meine zweite Frage möchte ich an Herrn Prof. 
Czybulka richten. Mein Kollege, Herr Becker, 
hat die Frage im Prinzip in die andere Richtung 
schon gestellt. Herr Glatzel behauptet, dass 
durch den vorliegenden Gesetzentwurf der 
Rechtsschutz für die nationalen Arten nicht 
verschlechtert wird, sondern lediglich für die 
europarechtlich geschützten Arten verbessert. 
Schließen Sie sich  dieser Interpretation an 
oder teilen Sie die Ansicht von Professor 
Dr. Martin Gellermann, der in dem Gesetzent-
wurf eine massive Abschwächung des Schut-
zes der national geschützten Arten sieht? Ich 
möchte ihn hier auch zitieren. In der Zeitschrift 
Natur und Recht 2007, Seite 29 sagt er: „Denn 
indem § 43 Abs. 4 BNatSchG-E anordnet, 
dass die Verbote des § 42 Bundesnatur-
schutzgesetz für die land-, forst- und fischerei-
wirtschaftschaftliche Bodennutzung sowie für 
die Eingriffsvorhaben nur gelten, soweit es um 
die dem EG-Artenschutzrecht unterfallenden 
Arten geht, stellt die Bestimmung klar, dass die 
national gefährdeten und als solche geschütz-
ten Arten durch die Verbote des § 42 künftig 
keinerlei Sicherung vor bodennutzungs- oder 
eingriffsbezogener Ingerenz mehr erfahren 
werden.“ 
 
Abg. Marko Mühlstein (SPD): Meine Frage 
geht an Professor Dr. Köck und Dr. Glatzel. 
Meine Herren, wie beurteilen Sie das Anzeige-
verfahren gemäß § 34 Abs. 1a BNatSchG-E 
bzw. die damit verbundenen Risiken in der 
praktischen Anwendung? Konkret geht es um 
die Vier-Wochen-Regelung. 
 
Abg. Horst Meierhofer (FDP): Ich habe zwei 
Fragen. Die erste Frage betrifft auch wieder 
den Begriff „Einschlag von Holz in größeren 
Mengen“. Wäre es denn aus Ihrer Sicht, Herr 
Dr. Glatzel, sinnvoll, das wegzulassen bzw. 
hielten Sie es dann für europarechtskonform, 
wenn man das einfach nur wegließe?  
 
Und die zweite Frage richtet sich an Herrn 
Wulf. Der Bundesrat hat wohl vorgeschlagen, 
dass man bei § 42 Abs. 4 Satz 3 BNatSchG-E 
die Formulierung „durch anderweitige Schutz-
maßnahmen sichergestellt werden kann“ ein-
fügen könnte. Hielten Sie das für europa-
rechtskonform? Und da ist nun zum einen die 
Frage, ob Sie glauben, dass es rechtlich mög-
lich bzw. europarechtskonform wäre und ob 
Sie auf der anderen Seite glauben, dass es in-
haltlich sinnvoll ist aus der Sicht des Natur-
schutzes? 
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Abg. Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe nur zwei ganz kurze Fra-
gen, die beide auch ein bisschen damit zu tun 
haben, worüber wir hier viel reden: Was be-
deuten bestimmte Begriffe bzw. wie sind diese 
abzugrenzen und wie scharf sind sie gefasst? 
Da habe ich eine erste Frage, die an die inhalt-
liche Frage von Herrn Heilmann zur vorgese-
henen Befreiung von artenschutzrechtlichen 
Regelungen in § 42 BNatSchG-E anschließt. 
Da taucht der Begriff der ökologischen Funkti-
on auf. Und dazu möchte ich Herrn Wulf fra-
gen, der ja fordert, eine genaue Definition un-
bestimmter Rechtsbegriffe vorzunehmen, was 
er denn vorschlagen würde, wie wir mit diesem 
Begriff der ökologischen Funktion umgehen 
bzw. wie man denn diesen Begriff eventuell so 
fassen könnte, dass das anschließend auch 
klar ist.  
 
Und meine zweite Frage geht an Herrn Czy-
bulka. Wie begegnen Sie, Herr Czybulka – und 
wie sollten wir das tun –, der Argumentation,  
dass die Einbeziehung der nach der Vogel-
schutzrichtlinie geschützten Arten nicht zielfüh-
rend sei?  
 
 
Vorsitzende : Gut, dann kommen wir zur ers-
ten Antwortrunde  und ich bitte Herrn Dr. Glat-
zel um die Antworten auf die Fragen von Herrn 
Göppel, Herrn Becker, Herrn Mühlstein und 
Herrn Meierhofer. 
 
SV Dr. Horst Glatzel (Rechtsanwalt): Vielen 
Dank, Frau Vorsitzende . Ich möchte zunächst 
noch einmal zur Erläuterung sagen: Die FFH-
Richtlinie sagt, dass bei erheblichen Beein-
trächtigungen eines Projektes eine Verträglich-
keitsprüfung durchzuführen ist. Der Gesetz-
entwurf nimmt das auf, sagt aber, es gibt eine 
Regelvermutung für die Land- und Forstwirt-
schaft. Und davon gibt es wiederum bestimmte 
Ausnahmen in der Land- und Forstwirtschaft, 
wo die Regelvermutung nicht greift. Das be-
deutet rechtlich, dass dann, wenn die Regel-
vermutung nicht greift, nicht per se eine Ver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen ist, sondern 
dass – wie auch in allen anderen Bereichen – 
die Vollzugsbehörden prüfen müssen, ob eine 
erhebliche Beeinträchtigung vorliegt oder nicht. 
Dies zum Vorverständnis. Diese Regelvermu-
tung ist aus meiner Sicht, ich halte an dem 
Begriff fest, ein Kunstgriff. Man nimmt es in die 
Projekt-Definition und nicht mehr als Ausnah-
metatbestand, weil der EuGH gesagt hat, Aus-
nahmetatbestände darf es nicht geben. Man 
nimmt es in die Projekt-Definition, aber – und 

da komme ich zu Ihrer Frage – ich halte es für 
notwendig, dass, wenn man diesen Kunstgriff 
macht, man dann die Tatbestände, die nach 
unserem Recht zweifellos als solche erhebli-
che Beeinträchtigungen gelten könnten, in der 
Land- und Forstwirtschaft normiert, weil sonst 
meines Erachtens die Kommission nicht mit 
diesem Verfahren einverstanden wäre und das 
Vertragsverletzungsverfahren weiter betreiben 
wird.  
 
Zu Ihrer Frage, Herr Meierhofer: Eindeutig ja,  
man muss diesen zweiten Bereich regeln. Wie 
kann man nun diesen Bereich regeln? Da ha-
ben wir im Bereich der Landwirtschaft im 
Grunde angeknüpft an das, was man bisher 
schon im Bereich der Eingriffsregelung so ge-
sehen hat. Man hat schon immer den Umbruch 
von Grünland in Ackerland als einen Eingriff 
angesehen. Deshalb scheint mir das unprob-
lematisch zu sein. Problematisch scheint mir 
zu sein der Begriff „Holzeinschlag in größeren 
Mengen“. Warum „Holzeinschlag in größeren 
Mengen“? Weil man im Grunde nicht einfach 
eine Zahl nennen kann, sondern „Holzein-
schlag in größeren Mengen“ bezogen ist auf 
den Wald. Der Wald selbst hat ökologisch eine 
unterschiedliche Qualität. Der Hainbuchenwald 
oder der Erlen-Eschenwald hat eine höhere 
Qualität als der Birkenwald. Deshalb kann man 
nicht einfach eine Größe nehmen und sagen, 
bei dieser Festmetergröße ist in jedem Fall der 
Holzeinschlag von der Regelvermutung nicht 
mehr gedeckt, sondern man muss schon an 
die Qualifikationsmerkmale anknüpfen und da 
halte ich weiterhin daran fest, dass man am 
besten anknüpft an die Elemente, die die 
Holzwirtschaft, die Forstwirtschaft selbst entwi-
ckelt hat. Und das ist die Holzbevorratung, und 
das ist die durchschnittliche Nutzung. Und 
wenn man das vernünftig verknüpft, dann hat 
man diesen Ausnahmetatbestand von der Re-
gelvermutung geregelt. Und man hat dann die 
Chance, dass die Kommission das tatsächlich 
auch akzeptiert. Ich nehme an, das federfüh-
rende Ressort hat bereits mit ihr gesprochen. 
Ohne diese Klarstellung – würde ich sagen – 
wird die Kommission das nicht machen und 
dann wird das Verfahren weiter geführt. Also, 
ich sehe mit Herrn Czybulka eine Gefährdung, 
wenn man diesen Bereich nicht vernünftig re-
guliert. Aber ich sehe nicht die Europarechts-
widrigkeit, wenn man das vernünftig in unse-
rem Sinne regelt, denn dann wird man die 
Kommission überzeugen können und dann ist 
das Verfahren aus meiner Sicht beendet.  
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Dann zu der Frage: Wie sieht das aus mit der 
lokalen Population und der Absichtserklärung 
des § 43 Abs. 4? Gibt es eine Verschlechte-
rung für die nationalen Arten? Diese Ver-
schlechterung der nationalen Arten könnte 
man nur in den Text reininterpretieren, wenn 
man den Begriff der „nicht erheblichen absicht-
lichen Beeinträchtigung“ im Sinne der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs,  
sprich: Caretta-Urteil, verstehen würde. Dort 
wird nämlich gesagt, dass der Europäische 
Gerichtshof den Begriff absichtlich anders ver-
steht als bei uns der nationale Gesetzgeber 
und bei uns auch die Rechtsprechung. Wir 
verstehen darunter ein auf den Erfolg gerichte-
tes, gezieltes Tun. So war auch der 
§ 43 Abs. 4 BNatSchG zu interpretieren, auch 
vom Gesetzgeber so gewollt. Nur wenn man 
sagt, diese Absicht gehört nach Maßgabe der 
Rechtsprechung des EuGH überprüft, dann 
würde man nicht nur den sog. dolus directus, 
sondern auch den „dolus eventualis“ darunter 
fassen. Das würde aber meines Erachtens zu 
weit gehen, diese Bestimmung, die vom Ge-
setzgeber insgesamt im Rahmen der deut-
schen Rechtsprechung normiert worden ist, als 
nicht mehr europarechtskonform anzusehen. 
Meines Erachtens tritt deshalb, wenn man jetzt 
die Sache streicht, rechtlich keine Verschlech-
terung des Zustandes der nationalen Arten ein. 
Denn sie waren bisher auch nur bei nicht ab-
sichtlicher Beeinträchtigung im Sinne des deut-
schen Gesetzgebers geschützt. Und wenn 
man das jetzt aufhebt, bleibt das bei diesem 
Zustand. Ich halte auch den Begriff der „loka-
len Population“ für richtig. Es ist insbesondere 
richtig, von der individuenbezogenen Betrach-
tung weg zu gehen und zur artenschutzrechtli-
chen Betrachtung überzugehen. Es handelt 
sich hier um Artenschutz und nicht um Indivi-
duenschutz. Ich halte es auch,  Frau Kollegin 
Seeling, für richtig, hier den lokalen Bezug zu 
nehmen und nicht auf den Durchschnitt bezo-
gen auf die Bundesrepublik abzustellen. Das 
wäre mir eine zu hohe Größe. Es besteht die 
Gefahr, dass im lokalen Bereich die Population 
nicht mehr hinreichend geschützt wird. Und 
deshalb halte ich den Bezug auf die lokale Po-
pulation für richtig. Ich halte den Begriff auch 
für interpretierbar für den Vollzug. 
 
Vorsitzende : Danke schön. Ich bitte als 
nächsten Herrn Professor Köck, die Fragen 
von Herrn Göppel, Herrn Becker und Herrn 
Mühlstein zu beantworten. 
 
SV Prof. Dr. Wolfgang Köck (Helmholtz-
Zentrum für Umweltforschung): Ich beginne mit 

dem Punkt, zu dem mein Vorredner, Herr Glat-
zel, schon Stellung genommen hat, weil sich 
das sicherlich am kürzesten beantworten lässt. 
Auch ich bin der Überzeugung – und damit 
antworte ich auf die Frage von Herrn Becker –
, dass der Begriff „lokale Population“ hier rich-
tig gewählt ist. Die Abgrenzung hat Herr Glat-
zel dargestellt. Die Abgrenzung besteht zwi-
schen einem individuenbezogenen Ansatz und 
einem populationsbezogenen Ansatz. Die eu-
ropäische Richtlinie hat Verbotsnormen, bei 
denen man nach erster Lektüre eigentlich sa-
gen müsste, es wird ein individuenbezogener 
Ansatz gewählt, aber das Guidance Document 
der EU-Kommission lässt es eben zu, dass 
hier doch ein funktionsbezogener, ein popula-
tionsbezogener Ansatz zu Grunde gelegt wird.  
Und deswegen ist es auch richtig, das in der 
Gesamtbetrachtung zu tun. Aber dann muss 
es auch ein lokal populationsbezogener Ansatz 
sein. Es nützt nichts, das bezogen auf die ge-
samte Bundesrepublik zu bestimmen, sondern 
das kann sich nur nach dem lokalen Vorkom-
men eine Population bestimmen. Nur so ist es 
auch handhabbar, deswegen muss es bei die-
sem Begriff der lokalen Population bleiben. 
Wenn man das Wörtchen „lokal“ rausnehmen 
würde, wüsste ich nicht, ob das zu einer ver-
änderten Interpretation führen müsste. Eigent-
lich muss man Populationen immer nach ihrem 
lokalen Vorkommen ermessen. Wenn es feh-
len würde, würde das meines Erachtens an der 
Interpretation nichts ändern, aber der Klarstel-
lung halber sollte man es drin lassen, weil ge-
nau das ist ja hier gemeint.  
 
Zur zweite Frage: Wie ist es mit den nationalen 
Arten? Haben wir nun dadurch, dass hier ein-
zelne Regelungen des Gesetzentwurfs nur auf 
die in der FFH-Richtlinie und der Vogelschutz-
richtlinie aufgezählten Arten eingehen, es mit 
einer Verschlechterung zu tun? Hierzu ist mei-
ne grundlegende Position, dass wir es nicht mit 
einer Verschlechterung zu tun haben. Aber 
meine Grundposition ist auch bisher schon 
gewesen, dass ich meine, dass das bisherige 
Artenschutzrecht insgesamt ineffektiv gewesen 
ist und dass wir es jetzt auf eine Effektivitäts-
stufe stellen. Diese Effektivitätsstufe machen 
wir nicht in einem großen Zug, sondern wir 
machen sie in einem ersten Schritt. Wir sagen, 
wir effektivieren das Artenschutzrecht, indem 
wir uns zunächst einmal auf die Arten konzen-
trieren, die durch die europäischen Richtlinien 
benannt und „eingefangen“ sind. Man muss 
nun schauen, ob man ein ähnliches Programm 
dann noch im weiteren Verlauf aufzulegen hät-
te für die nationalen Arten. Das könnte ich mir 
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durchaus vorstellen, dass das eine Zukunfts-
aufgabe bleibt. Im Moment sehe ich aber nicht, 
dass es dadurch, dass wir uns zunächst ein-
mal auf die 600 europäischen Arten konzent-
rieren und den Schutz dieser Arten effektivie-
ren, zu einer Verschlechterung des Arten-
schutzes im Übrigen kommt, weil ich der 
Grundauffassung bin, dass der bisherige Ar-
tenschutz so leistungsfähig nicht gewesen ist. 
Die Richtigkeit dieser Behauptung misst sich 
auch daran, dass die roten Listen trotz gelten-
den Artschutzrechts immer nur gewachsen 
sind, nicht geschrumpft sind. Das muss ir-
gendeine Bedeutung haben. Insofern meine 
ich, wir müssen eine großflächige Verschlech-
terung nicht befürchten, sondern wir bekom-
men eine Effektivierung des Artenschutzes. 
 
Die dritte Frage, gestellt von Herrn Mühlstein, 
betrifft das Anzeigeverfahren. Das Anzeigever-
fahren steht hier im Zusammenhang mit dem 
Natura-2000-System. Mit den Projekten, die 
sich möglicherweise auswirken auf FFH-
Gebiete, und durch ein solches Anzeigeverfah-
ren soll jedenfalls in Bereichen, in denen es 
bisher keine Eröffnungskontrolle gibt, den Be-
hörden die Gelegenheit gegeben werden,  
Kenntnis davon zu nehmen, dass hier mögli-
cherweise Vorhaben durchgeführt werden, die 
sich auf solche Gebiete auswirken können. Da 
ist der Generalvorwurf der, dass gesagt wird, 
die Monatsfrist sei zu kurz bemessen vor dem 
Hintergrund der Ausstattung unserer Behör-
den. Aber wenn ich mir den Text genauer an-
schaue, in dem diese Anzeigepflicht geregelt 
ist, dann muss man doch sagen, dass die Mo-
natsfrist nur dann betroffen ist, wenn innerhalb 
eines Monats keinerlei Entscheidung getroffen 
worden ist. Aber es reicht doch schon aus, 
wenn eine Entscheidung getroffen ist. Diese 
Entscheidung kann zum Beispiel sein, „Leute,  
schickt mir Unterlagen, ich kann es so nicht 
beurteilen“. Auch das ist eine Entscheidung im 
Sinne des § 34 Abs. 1a BNatSchG-E. Und 
dann fängt die Frist gewissermaßen wieder an 
zu laufen. Das heißt, die Behörden haben hier 
doch durchaus Möglichkeiten, auch durch suk-
zessive Entscheidungen – „Ich muss erst mal 
wissen, was los ist, ich brauche eine Unterla-
ge“ – an dieser Frist etwas zu drehen. Insofern 
habe ich auch hier keine Zweifel daran, dass 
diese Monatsfrist, so wie sie zunächst mal im 
Gesetzentwurf festgehalten worden ist, nicht 
unangemessen ist – auch vor dem Hintergrund 
der personellen Ausstattung unserer Behör-
den. Ich würde jedenfalls nicht sagen, dass 
diese Monatsfrist den Stempel des Unange-
messenen gleichsam auf der Stirn trägt, son-

dern ich halte das durchaus für leistbar und 
angemessen, wenn man den Entscheidungs-
begriff so versteht, wie ich es getan habe.  
 
Ich komme zu der letzten Frage, die von Herrn 
Göppel gestellt worden ist, der mich auf die 
„Cross Compliance“ angesprochen hat in der 
europäischen Agrarpolitik. Ich fürchte, da bin 
ich, Herr Göppel, missverstanden worden, 
denn ich habe eigentlich in meinem Statement 
überhaupt nicht über „Cross Compliance“ ge-
sprochen und über Grünlandumbruch, sondern 
ich habe den Begriff der Compliance hier in ei-
nem etwas umfassenderen Sinne verwendet, 
nämlich in dem Sinne, dass ich zum Ausdruck 
bringen wollte, dass die Leistungsfähigkeit des 
gesamten Artenschutzes bezogen auf die 
Landwirtschaft im Grunde genommen steht 
und fällt mit der Wirksamkeit eines Monitoring-
Systems. Wenn wir ein solches Monitoring-
System haben und auf Grund dieses Monito-
ring-Systems die Informationen bekommen, 
die wir brauchen,  um beurteilen zu können, ob 
sich die Population in einem Gebiet ver-
schlechtert, dann greifen gewisse Compliance-
Maßnahmen, die von staatlicher Seite zu tref-
fen sind. Diese Compliance-Maßnahmen kön-
nen sein Vertrags -Naturschutz mit der Land-
wirtschaft, andere Agrarprogramme, also die 
Maßnahmen, die in der Regelung selbst schon 
festgelegt worden sind. Es können auch ein-
greifende Maßnahmen sein wie z. B. Bewirt-
schaftungsanordnungen, so wie es eben im 
Gesetzentwurf festgehalten ist. Nur in diesem 
Sinne habe ich den Begriff der Compliance 
eingeführt. Ich wollte damit gar nicht die Brü-
cke schlagen zur „Cross Compliance“, obwohl 
das sicherlich ein interessantes Arrangement 
ist, diese beiden Politikbereiche durch die 
„Cross Compliance“ stärker abzustimmen. Ich 
stecke da aber auch nicht im Detail drin und 
könnte da jetzt auf Ihre ganz konkrete Frage 
keine schlüssige Antwort geben.  
 
Vorsitzende : Danke schön. Ich bitte Frau 
Dr. Seeling, die Frage von Frau Brunkhorst  
zu beantworten. 
 
SV Dr. Ute Seeling (Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Waldbesitzerverbände): Danke 
schön, Frau Vorsitzende . Frau Brunkhorst,  
Sie hatten mich gefragt, inwiefern der Begriff 
„Holz in größeren Mengen“ vage erscheint. Die 
Antwort ist vielfältig. Und zwar ist „Holz in grö-
ßeren Mengen“ deswegen ein unklarer Begriff,  
weil die Bezugsgröße fehlt. Das heißt, Sie wis-
sen nicht, ob sich das auf den Status des je-
weiligen Bestandes bezieht. Wir haben laut  
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Bundeswaldinventur 350 qm Holz als Durch-
schnittswert je Hektar dokumentiert, aber das 
ist nur ein Durchschnittswert. Ein junger Be-
stand hat natürlich einen viel geringeren Holz-
vorrat und ein älterer Bestand hat natürlich ei-
nen sehr viel größeren. Das heißt, bei „Holz in 
größeren Mengen“ wissen Sie auch gar nicht,  
was in jedem einzelnen Bestand vorhanden ist. 
Oder ist es z. B. eine flächenbezogene Anga-
be? Vielleicht ist das so gedacht, dass es sich 
um „Holz in größerer Menge“ handelt, wenn ich 
von einer bestimmten Fläche eine bestimmte 
Holzmenge, beispielsweise einen Hektar, ent-
nehme. Das heißt, auch hier ist es ganz vage.  
Wo fängt die größere Menge an? Oder ist der 
Begriff vielleicht maßnahmenbezogen? Das 
heißt, die „größere Menge“ ist vielleicht gege-
ben, wenn ich eine Hiebsmaßnahme durchfüh-
re und diese Hiebsmaßnahme insgesamt eine 
Holzmenge von beispielsweise 1.000 qm über-
schreitet. Oder gibt es hier einen Flächenbe-
zug? Oder ist es eigentümerbezogen? Und 
das ist natürlich das Entscheidende. Die No-
velle richtet sich ja schließlich an die Eigentü-
mer, die die forstlichen Maßnahmen durchfüh-
ren sollen, oder an das Forstpersonal. Das 
heißt, ich habe einen Adressaten. Dieser Ad-
ressat hat aber vielleicht nur einen halben Hek-
tar – und die meisten Waldbesitzer haben 
Wald in der Größenordnung zwischen einem 
halben und einem Hektar in Deutschland. An 
diesen Waldbesitzer stelle ich vielleicht eine 
ganz andere Anforderung, was eine größere 
Holzmenge ist, als an jemanden, der vielleicht 
50 oder 100 ha besitzt. Das heißt, es handelt 
sich um eine sehr vage Formulierung bei dem 
Begriff „Holz in größeren Mengen“. Wenn wir 
das die Holzwirtschaft fragen würden – die 
Holzwirtschaft, die heute Verträge nicht unter 
100.000 m³ macht – käme ich für den einzel-
nen Holzverkaufsvertrag zu ganz anderen 
Aussagen. Also, wir haben hier eine sehr vage 
Formulierung, die es bisher so nicht gegeben 
hat. Ich möchte sagen, die Regelung richtet 
sich an den Eigentümer. Die meisten Eigentü-
mer befinden sich in kleinen Privatverhältnis-
sen. Das ist vorhin angesprochen worden:  
Kann man das nicht am jährlichen Gesamtzu-
wachs orientieren? Was sind die Bezugsgrö-
ßen? In einem kleinen Privatwald gibt es keine 
Statistiken, wie hoch der jährliche Zuwachs ist. 
Das heißt, auch flächenbezogen haben wir 
diese Information nicht. Und der kleine Privat-
wald ist rechtlich auch nicht dazu verpflichtet,  
eine Forsteinrichtung durchzuführen. Die Län-
der haben unterschiedliche Mindestflächen-
größen...  

Zwischenbemerkung des Abg. Josef Göppel 
(nicht verständlich) 
Eine bundesweite Inventur haben wir überall, 
aber wir haben keine Forsteinrichtung mit der 
zehnjährigen Planung. Dafür gibt es in den 
Bundesländern unterschiedliche Mindestgrö-
ßen, ab wann ich verpflichtet bin, eine Forst-
einrichtung durchzuführen. Das hat gerade 
jetzt beim Orkan Kyrill zu den großen Proble-
men geführt, dass es sehr viele kleine Waldei-
gentümer gibt, die diese Zehnjahresplanung 
nicht haben. Das heißt, die Frage ist: Woran 
kann ich mich orientieren, um das festzulegen 
und das herauszufinden, was eigentlich „Holz 
in größeren Mengen“ ist? Wir haben dazu 
Aussagen in den Landeswald- und Landes-
forstgesetzen. Da gibt es Aussagen zur der 
eingeschlagenen Holzmenge, und zwar unter 
dem Stichwort „Kahlschlag“. Herr Göppel hat 
gerade ganz richtig differenziert zwischen 
Kahlschlag und Kahlfläche. Das, was wir uns 
unter Kahlschlag umgangssprachlich vorstellen 
– wir haben hier die Kahlfläche vor Augen –,  
das ist das nicht. Sondern als Kahlschlag ist in 
den Landeswald- und Landesfortgesetzen be-
reits differenziert, wie viel Holz ich je Fläche 
entnehmen darf, ab wann ich per definitionem 
von einem Kahlschlag spreche. Also, unter 
Kahlschlag sollten Sie sich bitte nicht automa-
tisch eine Kahlfläche vorstellen. Das ist eine 
Aussage, die wir in fast jedem Landeswaldge-
setz als Vorgabe haben, was überhaupt recht-
lich zulässig ist als Holzmenge, die ich bei ei-
ner Maßnahme ernten darf.  
 
Dann kam die Frage: Gibt es aus der forstli-
chen Sicht dann tatsächlich Projekte? Ich wür-
de sagen, wenn ich versuche, mir einen Forst-
betrieb vorzustellen, kann ich mir durchaus 
auch Projekte vorstellen. Ich würde sagen, der 
Bau eines befestigten Weges, der auch einen 
umfangreichen Planungsvorgang darstellt, 
könnte durchaus ein Projekt sein. Es ist auch 
ein Projekt, wenn ich z. B. eine Fläche um-
wandle – entweder, wenn ich eine Erstauffors-
tung vornehme oder aber, wenn ich eine Wald-
fläche in eine anders genutzte Fläche um-
wandle.  
 
Vorsitzende : Danke schön, ich bitte jetzt 
Herrn Wulf um die Beantwortung der Fragen 
von Frau Brunkhorst, Frau Kotting-Uhl,  
Herrn Heilmann und Herrn Meierhofer. 
 
SV Friedrich Wulf (BUND): Zur ersten Frage.  
Da geht es um eine fachliche Frage, die mir als 
Biologe durchaus entgegen kommt. Sie haben 
gefragt, ob der Rückgang der Arten in der 



Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 38. Sitzung, 11. Juni 2007 
 

 18 

Land- und in der Forstwirtschaft in der Tat so 
dramatisch ist, wie ich das darstelle. Ich will 
das anhand von zwei Beispielen illustrieren. 
Zum einen können Sie das tatsächlich able-
sen, wenn Sie sich das Millennium Assess-
ment, das ist eine von der UNO herausgege-
bene, vor etwa zwei Jahren veröffentlichte 
Publikation, die auch vom UFZ Halle/Leipzig in 
ihrer Quintessenz übersetzt worden ist. Da 
steht ganz klar, wo die Hauptgefährdungsfak-
toren für die Biodiversität und für die Graslän-
der gemäßigter Breiten sind. Hier gibt es zwei 
Hauptgefährdungsfaktoren. Das eine ist die 
Änderung der Landnutzung und das andere ist 
der Eintrag von Immissionen.  Gemeint sind 
damit Veränderungen in der Nutzung der Flä-
che im Grünland und zum anderen ein Eintrag 
von Schadstoffen. Ich habe mir selber fünf 
Jahre lang Grünlandflächen genauestens an-
geschaut im Thüringer Wald, Vergleichsunter-
suchungen gemacht. Wenn Sie sich anschau-
en, was in den letzten 40 Jahren dort passiert 
ist und was von der Artenvielfalt in den 60er 
Jahren dort noch vorhanden war und was da 
heute auf den selben Flächen noch ist, dann 
können Sie diesen Verlust wirklich greifen. Die 
Artenvielfalt hat deutlich abgenommen. Die Ur-
sachen sind schon vielfach angesprochen 
worden: Intensivierung der Nutzung mit ver-
stärkter Schnitthäufigkeit, Düngung, Anwen-
dung von Pestiziden, um die wesentlichen Fak-
toren zu nennen. Vor diesem Hintergrund kann 
ich auch Ihren Einwurf, Frau Seeling, bezüglich 
Grünlandumbruch nicht nachvollziehen, denn 
Grünlandumbruch ist die absolute Katastrophe.  
Wenn Sie einen Grünlandbestand umbrechen,  
dann sind die Arten weg, die Sie da drauf ha-
ben. Das dauert zehn Jahre und noch länger,  
bis Sie diesen Bestand wieder aufgebaut ha-
ben. Die Arten sind nicht so regenerationsfä-
hig, wie man meinen möchte. Also, das ist 
wirklich das Schlimmste, was man machen 
kann – beispielsweise bei einer Bergwiese   
oder einem Trockenrasen, die ja nach der 
FFH-Richtlinie zu schützen sind. Im Forst sehe 
ich die Situation nicht ganz so dramatisch. Da 
ist in der Tat auch einiges durch moderne 
Waldgesetze besser geworden, aber auch 
durch die jetzige Situation. Man ist nicht mehr 
so wie nach dem Krieg darauf angewiesen, 
hier den letzten Baum rauszuholen. Es wird 
auch heute nicht mehr – wie dies traditionsge-
mäß geschah – immer nur mit Fichte aufge-
forstet. Auch das hat sich einigermaßen ge-
wandelt, und sehr zum Positiven. Dennoch ist 
es so, dass wir im letzten Jahr in Baden-
Württemberg zur Kenntnis nehmen mussten, 
dass das Haselhuhn ausgestorben ist. Ursa-

che: „Gute fachliche Praxis“ in der Forstwirt-
schaft. Und da muss man sich schon auch fra-
gen, ob in der Forstwirtschaft alles so läuft, 
dass die Biodiversität erhalten bleiben kann. 
Da geht es im Wesentlichen darum zu errei-
chen, dass die Höhlenbäume erhalten bleiben,  
die Quartiersbäume für Fledermäuse etwa.  
Man muss beispielsweise darauf achten, wie 
es mit dem Totholzbestand aussieht. Da muss 
es einfach Standards geben und da muss die 
Forstwirtschaft darauf achten. Und das muss 
sich auch z. B. in der „guten fachlichen Praxis“ 
wiederfinden. Die zweite Teilfrage, die Sie hat-
ten, war: Wie ist das Ganze zu handhaben, wie 
kann man damit umgehen? Es ist in der Tat 
nicht so, dass wir den Wunsch haben, ohne 
Not für die Land- und Forstwirtschaft Hürden 
aufzubauen bei ihrer täglichen Arbeit. Das ist 
bei weitem nicht unser Ziel. Ich habe ihnen in 
meinem Statement gegen Ende noch mal un-
sere Vorstellung dargelegt, wie wir uns vorstel-
len können, dass das funktioniert. Ein ent-
scheidendes Element, das eben auch im    
Guidance Document der EU-Kommission, das 
angesprochen worden ist, anhand von Beispie-
len – beispielsweise aus Großbritannien – 
noch mal dargelegt ist, ist, dass man im Vor-
feld eben Bewirtschaftungsvorgaben in der 
Land- und Forstwirtschaft vorgibt, an die sich 
die Leute halten. Dort sind enthalten z. B. Hin-
weise darauf – relativ leicht, sehr allgemein 
verständlich gehalten, so dass der Nutzer auch 
damit umgehen kann –, ob bestimmte Arten 
vorkommen können, und in Anlehnung daran 
bestimmte Vorschläge, wie man am besten mit 
dieser Fläche aus Sicht des Naturschutzes  
umgeht. Erst dann kommen die weiteren Ele-
mente wie Artenschutzprogramme oder be-
stimmte gesetzliche Maßnahmen.  
 
Dann zur zweiten Frage, das ist die Frage von 
Herrn Heilmann. Es geht um die Frage, ob ich 
den Ausführungen von Herrn Glatzel zur EU-
Rechts-Konformität folgen kann.  In der Tat ist 
es leider nicht so. Wir sind nach wie vor der 
Meinung, dass das Gesetz, auch wenn die Än-
derungsanträge jetzt so durchkommen, weiter-
hin nicht im Einklang mit den europäischen 
Regelungen sein wird, wenngleich manche der 
Änderungsanträge sicherlich zu einer Verringe-
rung des Problems beitragen würden. Also po-
sitiv sind vor allem die Änderungsanträge 5 
und 7 (Ausschussdrucksachen 16(16)237 und 
16(16)239(neu)). Auch die Änderungsan-
träge 1 und 3 (Ausschussdrucksachen 
16(16)233 und 16(16)235) gehen in die richtige 
Richtung. Ganz problematisch sehen wir den 
Änderungsantrag 8 (Ausschussdrucksache 
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16(16)240). Aber ich denke, das ist aus dem 
Eingangsstatement deutlich geworden. Es geht 
dort um die pauschale Regelungsmöglichkeit 
per Landesverordnung für die einzelnen Bun-
desländer. Ein Problem besteht in Zukunft bei 
den nationalen Arten. Das ist schlicht und er-
greifend, dass § 62 BNatSchG, wie er derzeit 
formuliert ist, doch eine Reihe von Kriterien be-
inhaltet, unter denen eine Befreiung erfolgen 
kann, und diese Vorschrift greift eben auch für 
die nationalen Arten. Das wird künftig nicht 
mehr der Fall sein. Da wird dann einfach per 
Gesetz definiert, dass die Landwirtschaft und 
Forstwirtschaft nach der „guten fachlichen Pra-
xis“ nicht gegen die Zugriffsverbote des 
§ 42 BNatSchG verstoßen, und damit sind die 
nationalen Arten einfach draußen. Es  findet 
also keine Prüfung mehr statt.  
 
Dann hat Herr Meierhofer mich gefragt zur 
Formulierung „anderweitige Schutzmaßnah-
men“ in § 42 Abs. 4 Satz 3 BNatSchG-E. Ich 
denke, das habe ich zum Teil schon beantwor-
tet. Es geht einfach darum, dass wir hier einen 
vorsorglichen Schutz hinbekommen, indem wir 
bestimmte Regelungen im Vorfeld klären, wie 
man mit bestimmten Flächen umgeht. Wie ge-
sagt, das ist auch im Guidance Document dar-
gestellt und bei dem populationsbezogenen 
Ansatz, der künftig gefahren werden soll, ist 
eben auch das Monitoring ganz wichtig.  
 
Dann zum Schluss zur Frage von Frau Kot-
ting-Uhl, zur Frage des Begriffs der ökologi-
schen Funktion in der Eingriffsregelung und zu 
einer eventuellen Alternativformulierung. Ich 
lese zunächst § 42 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG-E 
einfach mal vor: „Sind in Anhang IV der Richt-
linie 92/43/EWG aufgeführte Arten oder euro-
päische Vogelarten betroffen, liegt ein Verstoß 
gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 3 nicht 
vor, soweit die ökologische Funktion der von 
dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumli-
chen Zusammenhang weiterhin erfüllt werden 
kann.“ Da ist natürlich erst mal das Wort „kann“ 
ein Problem, weil das die Ausgleichsmaßnah-
men einer gewissen Beliebigkeit zuführt. Aber 
selbst wenn man dieses „kann“ wegstreicht,  
wie es in einem der Änderungsanträge dann 
auch erfreulicherweise drin steht, muss weiter-
hin nur die Funktion erfüllt werden. Das ist 
auch aus fachlicher Sicht schlicht und ergrei-
fend zu wenig. Unsere Forderung hierzu ist, 
dass die Population in einem räumlichen Zu-
sammenhang in einem guten Erhaltungszu-
stand bleibt, dass sich die Situation für die Art 
nicht ve rschlechtert. Das heißt, wir brauchen 

eine Gewährleistung, dass dann Erfolg eintritt. 
Wenn ich also in einem Bereich roden möchte, 
wo die Bechsteinfledermaus ihre Wochenstu-
ben hat, und diese Bäume abholze, dann muss 
ich vorher dafür sorgen, dass es genügend 
geeignete Bäume im Umfeld gibt und zudem 
sicherstellen, dass diese Bäume dann auch 
angenommen werden, denn sonst kann es da-
zu führen, dass die Art an der dortiger Stelle 
ganz und gar verschwindet.  
 
Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank. Dann bitte 
ich Herrn Professor Czybulka um Beantwor-
tung der Fragen von Frau Kurth, Herrn Heil-
mann und Frau Kotting-Uhl. 
 
SV Prof. Czybulka (Universität Rostock): Ich 
komme zunächst zur Relevanz der Umwelthaf-
tungsrichtlinie. Das war die erste Frage, die 
Frau Kurth gestellt hat. Die Umwelthaftungs-
richtlinie steht in enger Verflechtung zu Natura 
2000. Da steht ganz am Anfang der Umwelt-
haftungsrichtlinie – ich glaube, es ist der dritte 
Erwägungsgrund – drin,  sie gilt für sämtliche 
berufliche Tätigkeiten in Bezug auf geschützte 
Arten und Lebensräume, also auch für die 
Land- und Forstwirtschaft. Von daher ist es ei-
gentlich klar, dass sie eine Relevanz hat. Es 
geht dann allerdings noch weiter. Sie enthält 
Definitionen zum Beispiel für den Umweltscha-
den und für den günstigen Erhaltungszustand. 
In Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe a und vor allem 
auch im Anhang 1 der Richtlinie geht es dann 
auch um die Erheblichkeit. Und das sind Min-
destanforderungen. Also, ich denke, dass bei 
dieser Novellierung diese Anforderungen un-
bedingt berücksichtigt werden müssen. Ich ha-
be heute im Zug noch mal die Unterlagen 
durchgelesen. Es ist an keiner Stelle davon die 
Rede, dass die Umwelthaftungsrichtlinie in die 
Überlegungen einbezogen wurde. Nur eine 
kleine Randbemerkung zum Schadensbegriff 
als Beispiel: Ein Schaden liegt nur dann nicht 
vor, wenn im Rahmen einer FFH-
Verträglichkeitsprüfung etwas ausdrücklich ge-
nehmigt wurde und wenn man zuvor die 
nachteiligen Auswirkungen ermittelt hat. Das 
heißt, mit der Genehmigungsfiktion stellt man 
sich möglicherweise ein Bein. Ich habe übri-
gens die Monatsfrist als solche eigentlich nicht 
kritisiert, sondern die Genehmigungsfiktion, die 
halte ich für europarechtswidrig. Die Ermittlung 
dieser Daten hat eben zu erfolgen nach die-
sem Anhang 1, und hier ist unter anderem ab-
zustellen auf die Seltenheit der Art. Jetzt kom-
men wir noch mal zur Frage der lokalen Popu-
lation. Der europäische Gesetzgeber, wenn ich 
so sagen darf, ist doch sehr anspruchsvoll. 
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Denn er verlangt bei den feststellbaren Daten 
unter anderem die Ermittlung der Anzahl der 
Exemplare. Es geht hiernach um die Rolle der 
einzelnen Exemplare bzw. es kann darum ge-
hen, und dann um die Seltenheit der Art oder 
des Lebensraums auf örtlicher, regionaler und 
höherer Ebene einschließlich der Gemein-
schaftsebene. Ich habe also nach wie vor gro-
ße Bedenken, ob man sich hier in einer Vor-
schrift zurückziehen kann auf die lokale Popu-
lation.  
Die zweite Frage in diesem Zusammenhang 
betraf vor allen Dingen die Land- und Forst-
wirtschaft, einmal diesen Projektbegriff bzw. 
die teilweise Hereinnahme oder Herausnahme 
bestimmter Faktoren aus dem Projektbegriff.  
Übrigens, der Projektbegriff des europäischen 
Rechts ist ungeheuer weit. Wenn Sie  also in 
der Land- und Forstwirtschaft sprechen von 
Plänen oder der Festlegung bestimmter Holz-
einschlagsmengen, das ist völlig klar ein Pro-
jekt im Sinne des europäischen Gemein-
schaftsrechts. Also, die Korrektur der Heraus-
nahme der Land- und Forstwirtschaft aus dem 
Projektbegriff, die ich für europarechtswidrig 
halte, ist leicht zu bewerkstelligen. Im Text des 
Entwurfes steht es in § 10 Abs. 1 Nr. 11 
BNatSchG-E. Da würde es reichen, wenn man 
einfach den letzten Halbsatz streicht. Schwie-
riger ist dann allerdings die Frage bei 
§ 42 BNatSchG-E, weil hier doch eine sehr 
komplexe Entscheidung getroffen wird. Ich ha-
be meine Bedenken vor allen Dingen dahinge-
hend formuliert, dass ich noch nicht sehe, dass 
wir so etwas wie eine europarechtsfeste „gute 
fachliche Praxis“ in Bezug auf FFH, in Bezug 
auf den Artenschutz und auch nicht in Bezug 
auf „gute fachliche Praxis“ in FFH-Gebieten 
haben. Ich denke, hieran müsste noch gearbei-
tet werden. Ich halte das in der vorliegenden 
Form für wahrscheinlich unzureichend.  
 
Die zweite Frage war die von Herrn Heilmann. 
Ich denke, da hat Herr Glatzel eigentlich das 
Problem vollständig dargestellt. Da gibt es nun 
mal diese Caretta-Entscheidung, diesen Begriff 
der Absicht, der inzwischen in einer – muss 
man sagen – nahezu gefestigten Rechtspre-
chung des EuGH anders interpretiert wird, als 
wir das im deutschen Recht tun. Gellermann 
hat in dem zitierten Aufsatz genau auf diese 
Auffassung des Europäischen Gerichtshofs  
Bezug genommen. Unter diesen Umständen 
kann man sehr wohl vertreten, dass durch die 
beabsichtigte Aufhebung des 43 Abs. 4 
BNatSchG eine Verschlechterung eingetreten 
ist, wenn man die europarechtliche Konnotati-
on hier hinein nimmt. Vielleicht reicht es, wenn 

man in die Gesetzesbegründung hinein 
schreibt, dass man das nicht möchte. Das ist 
möglicherweise ein Ausweg.  
 
Zu der Frage von Frau Kotting-Uhl. Vielleicht 
bin ich missve rstanden worden. Ich halte die 
Einbeziehung der Vogelschutzrichtlinie für rich-
tig, also nicht für nicht zielführend, denn Natura 
2000 stellt doch inzwischen so etwas wie eine 
Einheit dar. Aber es gibt eben nach wie vor 
zum Teil abweichende Regelungen zum Ar-
tenschutz. Und deshalb habe ich in Bezug auf 
§ 43 Abs. 8 Nr. 5 BNatSchG-E gesagt, es geht 
nicht, dass man hier diesen Ausnahmegrund 
hinein nimmt, weil er für Vögel eben nicht an-
wendbar ist. Aber das war meine einzige Kritik, 
ansonsten halte ich das für sehr richtig, dass 
man dies einbezieht. Ich glaube, damit sind die 
Fragen beantwortet. 
 
Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank. Wir begin-
nen jetzt mit der zweiten Fragerunde. Wir ha-
ben nicht mehr viel Zeit. Als erste Fragestelle-
rin rufe ich Frau Dött auf. Bitte schön. 
 
Abg. Marie-Luise Dött (CDU/CSU): Ich habe 
eine Frage an Frau Seeling, und zwar eine 
ganz praktische Frage, weil wir natürlich kei-
nen Naturschutz gegen Betroffene machen 
wollen, sondern versuchen, das schon in Über-
einstimmung zu bringen. Und Professor Glat-
zel sprach von Orientierungspunkten, die man 
dann ansetzen könnte. Sie, Frau Seeling, führ-
ten vorher aus, dass gerade kleinere Waldbe-
sitzer Schwierigkeiten hätten zum Beispiel mit 
der Definition, was in den nächsten 10 Jahren 
abläuft, und damit, wie sie dann den Holzein-
schlag davor nehmen sollen. Aber die Forst-
wirtschaftsbetriebe sind doch ganz genauso 
Wirtschaftsunternehmen, die jedes Jahr eine 
Inventur machen, und eine Inventur geht aus 
meiner Sicht immer nach Qualität und Quanti-
tät. Das bedeutet, dass sie sowohl die ent-
sprechenden Sachen zählen als auch bewer-
ten. Und wenn man jetzt eine Regelung finden 
würde, dass man dieses angibt, was in größe-
ren Bereichen dann vielleicht Holzvorrat ge-
nannt wird und dann den entsprechenden 
Holzeinschlag an diesem Holzvorrat bemisst 
mit irgendeiner Größe. Dann könnte man doch 
sagen, dass es eine bestimmte durchschnittli-
che Zuwachsrate gibt, weil man ja die letzten 
Inventuren dann als Grundlage dafür voraus-
setzten könnte, dass man das irgendwo in Re-
lation setzten könnte. Und könnte man das 
nicht so formulieren, dass das Ganze ein biss-
chen eingegrenzt wird? Hätten Sie als Interes-
senvertreterin der Waldbesitzer da eine Idee,  
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wie wir da denn weiterkommen könnten? Denn 
wir wollten ja das Gesetzgebungsverfahren ei-
gentlich ganz schnell abschließen.  
 
Abg. Undine Kurth (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe noch einmal zwei Fragen 
zum Vollzug, weil eigentlich dreht sich alles 
darum, dass wir sagen „Stop the lost – 2010,  
wie schaffen wir das? Herr Professor Köck, Sie 
haben sicher vollständig Recht, wenn Sie die 
bisherigen Erfolge des Arten- und Naturschut-
zes als – sagen wir mal – eher bescheiden be-
zeichnen. Also, wir sind an einem Punkt, dass 
wir sagen: Was müssen wir jetzt tun, damit das 
besser wird? Darum drehen sich all die Fragen 
hier. Also, zum Vollzug eine Frage an Sie, Herr 
Professor Köck. In der Stellungnahme von 
Herrn Professor Glatzel steht der schöne Satz, 
dass die Vorgaben, die in dem Gesetzentwurf 
formuliert werden, eindeutig und nicht misszu-
verstehen seien. Meine Frage an Sie als Ver-
waltungs- und Planungsfachmann: Glauben 
Sie, dass solche unbestimmten, zum Teil tat-
bestandslosen Rechtsbegriffe wie „zumutbare 
Alternativen“ in § 42 BNatSchG-E oder „unzu-
mutbare Belastung“ in den Befreiungstatbe-
ständen, also dass solche unpräzisen Rechts-
begriffe hilfreich sind, ein klagefestes Arten-
schutzrecht zu schaffen?  
 
Dann eine Frage an Herrn Professor Czybulka,  
wo es mir im Verwaltungsvollzug quasi um die 
Beweislastumkehr geht. Denn wir haben ja ei-
ne Situation, wenn das jetzt geltendes Recht 
wird, dass die Naturschutzbehörden im Prinzip 
nachweisen müssen, dass ein Projekt eben 
doch eines ist, oder dass Instrumente, Informa-
tionen, Verträge, Kooperation nicht greifen, 
ehe man eine Bewirtschaftungsvorgabe errei-
chen kann. Das heißt also, es liegt eine deut-
lich höhere Last auf Seiten der Verwaltungs-
vollzugsbehörden. Ist das angesichts der Situ-
ation, die wir mit der Kommunalisierung des 
Naturschutzrechtes hier erleben, überhaupt 
durchführbar bis dahin, bei einer lokalen Popu-
lation, einer von Individuen, die sehr große 
Reviere benötigen? Wie soll das überhaupt 
funktionieren? Oder ist es vorstellbar, dass das 
funktioniert? Denn wenn wir bedenken, dass 
wir überall Verwaltungsreformen erleben, die –
wie gesagt – kommunalisieren, ist für mich 
schon die Frage, wie das überhaupt ermittelt 
werden kann, ohne dass es eine nationale 
Monitoring-Stelle gibt.  
 
Abg. Lutz Heilmann (DIE LINKE.): Ich will 
noch mal eine Frage an Herrn Wulf stellen. Sie 
haben es schon anklingen lassen. Ich möchte 

das einfach noch mal ein bisschen vertiefen. 
Halten Sie die Ermächtigung für die Länder in 
§ 42 Abs. 4 und § 43 Abs. 8 BNatSchG-E, wei-
tere Ausnahmen von den Verboten nach § 42 
insbesondere für die Land- und Forstwirtschaft 
erlassen zu können, angesichts der im Grund-
gesetz festgelegten abweichungsfesten Rege-
lungen des Artenschutzes für notwendig oder 
sinnvoll? Gibt damit der Bund nicht ein wichti-
ges Regelungsinstrument aus der Hand, indem 
er das leichtfertig an die Länder abgibt, obwohl 
man gerade Artenschutz jetzt übergreifend 
machen muss? Und darüber waren wir uns 
letztes Jahr einig bei der Föderalismusreform, 
die ich im Übrigen sehr kritisch betrachte, auch 
heute noch. Die Fehler sehen wir jetzt. Ist es 
nicht so, dass der Bund sich hier selbst ein 
Stück weit die Regelungen aus der Hand neh-
men lässt?  
 
Abg. Angelika Brunkhorst (FDP): Ich richte 
die Fragen mal an Herrn Professor Köck,  ob-
wohl ich nicht so richtig sicher bin, ob Sie der 
richtige Ansprechpartner sind. Und zwar geht 
es mir noch mal in Artikel 1 Nr. 7 um die For-
mulierung, die ich jetzt mal wörtlich zitiere: 
„Sind in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführte Arten oder europäische Vogelarten 
betroffen, gilt dies nur, soweit …“. Ich möchte 
noch mal auf diesen Zusatz „oder europäische 
Vogelarten“ zurückkommen. Also, nach unse-
rer Auffassung ist es so, dass die Zugriffsver-
bote, die hier vom EuGH gerügt worden sind,  
sich nur auf die Arten des Anhangs 4 der FFH-
Richtlinie beziehen und dort nur auf Artikel 12 
der FFH-Richtlinie. Also, die europäischen Vo-
gelarten sind da nicht besonders angespro-
chen werden. Deswegen meine Frage: Kann 
man sie nicht auch weglassen? Geht das hier 
nicht über eine 1:1-Umsetzung hinaus?  
 
Bei meiner zweiten Frage geht es um Art ikel 1 
Nr. 8 des Gesetzentwurfs, und zwar um den 
Begriff „zumutbare Alternativen“ in § 43 Abs. 8 
BNatSchG-E. Wie wird „zumutbare Alternati-
ven“ nach dem Bundesnaturschutzgesetz defi-
niert? Also, ich bin keine Juristin und mir fällt 
das immer sehr schwer, mir diese Definition 
dann in praktischer Politik vo rzustellen. Gibt es 
dazu Gerichtsurteile, oder wo macht man sich 
schlau, wenn man das näher erfahren möchte? 
 
Stellv. Vorsitzende: Danke schön. Dann 
kommen wir zur zweiten Antwortrunde. Ich 
möchte zuerst Herrn Professor Dr. Köck das 
Wort geben zur Beantwortung der Fragen von 
Frau Kurth und Frau Brunkhorst. 
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SV Prof. Wolfgang Köck (Helmholtz-Zentrum 
für Umweltforschung): Frau Kurth hat mich ge-
fragt, ob nicht die Verwendung unbestimmter 
Rechtsbegriffe das Risiko der Verfehlung der 
EU-Vorgaben beinhaltet. Und da möchte ich 
zunächst mal ganz grundsätzlich sagen, dass 
es, was die Verbotstatbestände des Gesetz-
entwurfs angeht und auch was die Ausnahme-
tatbestände des Gesetzentwurfs angeht, in 
beiden Fällen sehr klare Regelungen sind, die 
sich weitgehend auch an dem Wortlaut orien-
tieren, wie die europäischen Richtlinien ihn 
vorgeben. Das betrifft sowohl die Verbotstat-
bestände als auch die Ausnahmetatbestände. 
Da ist wenig in den deutschen Gesetzentwurf 
geschrieben worden, das Anlass zu Kritik ge-
ben könnte. Anlass zur Kritik gibt ja gewisser-
maßen der besondere Versuch, im deutschen 
Recht nun gewissermaßen die Pflichtenstel-
lung mit Blick auf die Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Fischereiwirtschaft noch einmal ge-
nauer zu präzisieren, um die Tatbestandsmä-
ßigkeit der Verbote näher zu fassen. Da begibt 
man sich natürlich immer ein Stück weit in ei-
nen Risikobereich, aber dieser Risikobereich 
scheint mir in unserem Falle doch sehr kalku-
lierbar zu sein, weil das Ganze nicht auf Sand 
gebaut worden ist, sondern aufgebaut worden 
ist auf dem Guidance Document der EG-
Kommission, das uns vorliegt. Mit diesem In-
terpretationsmaterial, das durch das Guidance 
Document zur Verfügung gestellt worden ist, 
spielt der Gesetzentwurf und nutzt es. Das 
scheint mir legitim zu sein und deswegen ist 
das für mich auch in all diesen Punkten sehr 
kalkulierbar. Und ich halte das nicht für ein zu 
großes Risiko, das der Entwurf hier eingeht. 
Dass es sich dennoch um unbestimmte 
Rechtsbegriffe handelt, das ist gar nichts Be-
sonderes im deutschen Recht. Und dass es  
wiederum konkretisierende Verwaltungsvor-
schriften geben könnte, die das eine oder an-
dere für den Vollzug noch einmal konkreter 
fassen, ist eine andere Sache. Das sind wir 
gewöhnt, das ist der ganz normale Prozess, 
wie man Dinge von der Gesetzgebungsebene 
in die Vollzugsebene so gut runter bringt, dass 
auch der letzte Vollzugsbeamte damit etwas 
anfangen kann. Also, auf dieser Ebene sehe 
ich kein besonderes Risiko.  
 
Zu den beiden Fragen von Frau Brunkhorst.  
Das war einmal die Frage zur 1:1-Umsetzung 
und zum andern die Frage zu den europäi-
schen Vogelarten. Warum sind denn die euro-
päischen Vogelarten überhaupt noch mit in die 
Verbotstatbestände hineingekommen bzw. in 
die Tatbestandsformulierung hineingekommen, 

obwohl doch das Urteil sich gar nicht zur Vo-
gelschutzrichtlinie geäußert hat? Davon kann 
man nun schlechterdings nicht abstrahieren,  
denn beide Aufträge müssen umgesetzt wer-
den, sowohl die Aufträge, die sich auf die FFH-
Arten beziehen, als auch die Aufträge, die sich 
auf die europäischen Vogelschutzarten bezie-
hen. Und beides ist hier in einem Wurf ge-
macht worden. Davon darf man nicht runterge-
hen, sonst würde das nächste Verfahren gleich 
wieder nachkommen. Ins ofern darf man 1:1-
Umsetzung nicht nur bezogen auf jeden Satz 
des EuGH-Urteils verstehen, sondern auf den 
Umsetzungsauftrag insgesamt.  
 
Der Begriff der „zumutbaren Alternativen“ ist 
nun in den Rechtsvorschriften selbst nicht legal 
definiert. Das finden wir auch in einzelnen an-
deren Bereichen. Auch der Projektbegriff ist 
keine Legaldefinition des europäischen 
Rechts, sondern der Projektbegriff ist gewis-
sermaßen herausdestilliert worden durch ver-
schiedene Urteile des Europäischen Gerichts-
hofs, und so haben wir auch hier zumindest ein 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs, das sich 
gekümmert hat um die Alternativenprüfung,  
und wir haben eine ganze Reihe von Urteilen 
des Bundesverwaltungsgerichts, die sich um 
die Alternativenprüfung gekümmert haben, al-
lerdings nicht bezogen auf die artenschutzbe-
zogenen Regelungen, sondern bezogen auf 
die gebietsbezogenen Regelungen, auf die 
FFH-Prüfung. Da ist natürlich immer das Krite-
rium sehr wichtig gewesen, ob eine Alternative 
dazu führt, dass man die Zielvorgabe insge-
samt aufgeben muss, die man mit einem Vor-
haben verknüpft. Dann wäre das keine zumut-
bare Alternative mehr. Wenn man an der Ziel-
erreichung allerdings gewisse Grade der Un-
vollkommenheit hinzunehmen hat, würde diese 
Alternative noch nicht rausfallen. Auf der Kos-
tenseite muss man natürlich auch sehen, dass 
eine Alternative, die zu ernormen Kostenbelas-
tungen führt, keine zumutbare Alternative im 
Sinne des Europäischen Rechts mehr sein 
könnte, weil auch hier wieder der Verhältnis-
mäßigkeitsgedanke in der alternativen Be-
trachtung mitgelesen werden muss.  
 
Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank. Dann erteile 
ich Frau Dr. Ute Seeling das Wort zur Beant-
wortung der Frage von Frau Dött. 
 
SV Dr. Ute Seeling (Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Waldbesitzerverbände): Danke 
schön. Ich habe jetzt ein Problem. Ich glaube,  
es sind noch drei Minuten und ich wollte Ihnen 
die Forstwirtschaft erklären. Frau Dött, Sie ha-
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ben danach gefragt, ob denn nicht auch die 
kleineren Waldbesitzer eine jährliche Inventur 
haben? Nein, haben sie nicht. Ich weiß, dass 
Sie aus dem Mittelstand kommen und natürlich 
ein anderes Verständnis von einem Wirt-
schaftsunternehmen haben. Ich würde die 
kleineren Waldbesitzer nicht als Wirtschaftsun-
ternehmen bezeichnen. Es gibt keine jährliche 
Inventur. Die Bäume wachsen nun auch so 
langsam, dass es auch gar nicht notwendig 
wäre, eine jährliche Inventur durchzuführen. 
Aber die mittleren und größeren Betriebe sind 
verpflichtet, alle zehn Jahre einen Betriebsplan 
aufzustellen. Das heißt: Alle 10 Jahre wird mit  
externem Sachverstand beurteilt, wie groß die 
Vorräte sind und was an Hiebsmaßnahmen 
möglich ist. Es wird mit dem Besitzer diskutiert 
und es wird auch eine voraussichtliche Pla-
nung erstellt, in welchen Abständen – also 
z. B. alle fünf Jahre, alle zehn Jahre – in einem 
bestimmten Bestand geerntet werden kann. 
Diese Zahlen sind, was die Vorratsermittlung 
angeht, nicht so wahnsinnig zuverlässig. Das 
haben wir bei der Bundeswaldinventur gese-
hen, wo alle Waldeigentümer – staatlich, kom-
munal, privat – total überrascht waren, wie viel 
Holz wir in den Wäldern stehen haben. Das 
heißt: In dieser Höhe hat das keiner vermutet,  
und mit diesen präzisen Stichprobenverfahren 
der Bundeswaldinventur über die gesamte Flä-
che ist hier plötzlich ein ganz neuer Kenntnis-
stand entstanden. Wie entscheidet nun der 
kleine Eigentümer, ob er Holz erntet oder 
nicht? Das hat natürlich zum einen mit dem 
Zustand des Waldes zu tun. Das heißt: Er be-
urteilt, ob in dem Bestand eine Maßnahme not-
wendig ist, ob er durchforsten, ob er pflegen 
muss. Aber er beurteilt das natürlich auch nach 
seinem Bedarf. Also, wenn er sagt, im über-
nächsten Winter soll es bei mir immer noch 
warm sein, dann wird dort vielleicht Brennholz 
geerntet. Es wird aber nicht aufgenommen, wie 
viel Holz aus dem Wald herauskommt. Und es 
wird auch nicht aufgenommen, wie viel Holz im 
Wald stehen bleibt. Das heißt, diese für Wirt-
schaftsunternehmen völlig selbstverständli-
chen Kennziffern über eine Inventur und über 
die Vorräte liegen bei den privaten Waldbesit-
zern nicht zwingend so vor, d. h., wir haben 
diese Informationen nicht.  
 
Abg. Josef Göppel (CDU/CSU): Es gibt doch 
die Standortserkundung. 
 
SV Dr. Ute Seeling (Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Waldbesitzerverbände): Die Stand-
ortserkundung liefert hier natürlich einen Bei-
trag, das ist ganz klar. Was wir haben, ist die 

Kahlschlags-Definition in den verschiedenen 
Bundesländern, wo es um eine bestimmte Flä-
chengröße geht und dann aber um eine relati-
ve Vorratsabsenkung. Damit versucht man der 
Tatsache Rechnung zu tragen, dass wir Be-
stände in unterschiedlichem Alter mit sehr un-
terschiedlichen Vorräten haben. Das heißt: 
Hier eine absolute Größe einzuziehen, wäre 
bei einem jungen und bei einem alten Bestand 
total unterschiedlich. Und es wäre auch kom-
plett ve rkehrt, wenn ich hier versuchen würde,  
eine absolute Definition zu machen. Deswegen 
ist die Kahlschlagsdefinition in den verschie-
denen Bundesländern mit einer relativen Vor-
ratsabsenkung verbunden. 
 
Stellv. Vorsitzende: Danke schön. Dann Herr 
Wulf auf die Frage von Herrn Heilmann. Bitte 
schön. 
 
SV Friedrich Wulf (BUND): Es geht um die 
Frage, ob die Ermächtigung für die Länder,  
weitere Ausnahmen von den Verboten nach 
§ 42 BNatSchG insbesondere für Land- und 
Forstwirtschaft erlassen zu können, angesichts 
der im Grundgesetz festgelegten abwei-
chungsfesten Regelung des Artenschutzes für 
notwendig oder für sinnvoll erachtet wird,  und 
ob mit den Ergänzungen – wenn ich Sie richtig 
verstehe –, die jetzt durch die Änderungsan-
träge vorgelegt worden sind, die EU-
rechtlichen Bedenken wasserdicht „abgebo-
gen“ sind. Da muss man erst mal differenzie-
ren. Mit dem § 42 Abs. 4 Satz 4 BNatSchG-E, 
mit der dortigen Ermächtigungsgrundlage für 
die Länder, haben wir keine Probleme, jeden-
falls keine substanziellen Probleme. Auf dieser 
Ebene kann man in der Tat solche Bewirt-
schaftungsvorgaben, wo eine regionale Diffe-
renzierung auch sinnvoll ist, mit erstellen. Und 
das sollte man möglichst auf einer höheren 
Ebene haben, also entweder auf Landes- oder 
Bundesebene. Wo es aber wirklich weder not-
wendig noch sinnvoll ist, ist das, was jetzt in 
dem Änderungsantrag 8 (Ausschussdruck-
sache 16(16)240) zu § 43 Abs. 8 Satz 4 
BNatSchG-E der Fall ist. Da wird also ohne 
jegliche Not die derzeitige Einzelfallprüfung bei 
streng geschützten Arten aufgehoben, sondern 
man kann, wenn man als Land möchte, ein-
fach per Pauschalverordnung Anordnungen 
treffen. Und das ist aus unserer Sicht in keiner 
Weise sachgerecht. Jetzt ist die Frage, ob das 
jetzt noch EU-rechtskonform ist. Ich meine, 
was unbedingt gemacht werden muss, ist die 
Berücksichtigung des Artikel 16 der FFH-
Richtlinie in der dortigen Prüflage. Wenn das 
gewährleistet ist, dass der Prüfungskatalog 
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des Artikel 16 durchlaufen wird, dann ist es 
durchaus EU-rechtskonform. Das muss aber 
gewährleistet sein.  
 
Stellv. Vorsitzende: Danke schön. Dann noch 
Herr Professor Czybulka zur Frage von Frau 
Kurth. Bitte schön. 
 
SV Prof. Dr. Detlef Czybulka (Universität Ros-
tock): Danke schön. Ich beantworte die Frage 
von Frau Kurth betreffend „glatten“ Vollzug, 
wenn ich das mal so sagen darf. Frau Kurth 
sprach von Beweislastumkehr. Ich denke, sie 
zielt auf § 42 Abs. 4 BNatSchG-E, das heißt, 
auf die Ausklammerung der Land- und Forst-
wirtschaft von den Verboten unter bestimmten 
Voraussetzungen. Ob das nun eine Beweis-
lastumkehr ist oder nicht, möchte ich jetzt nicht 
im Einzelnen hier erörtern. Noch ganz am 
Rande zu § 42 Abs. 4 BNatSchG-E: Ich habe 
wiederholt gesagt, inhaltlich bin ich damit noch 
nicht zufrieden. Aber jetzt zurück zu der Voll-
zugsfrage. Ich denke, dogmatischer Ansatz-
punkt wäre ohnehin Art ikel 16 der FFH-
Richtlinie. Und der hat gleichsam als Vor-
schalterfordernis, dass es keine anderweitige 
zufriedenstellende Lösung gibt. Das wären 
z. B. die Maßnahmen, die in dem § 42 Abs. 4 
BNatSchG-E genannt sind. Da ist allerdings 
jetzt drin, dass es quasi eine Subsidiarität für 
die Behörden gibt. Das bedeutet, dass sie mit 
ihren Maßnahmen erst dann kommen dürfen, 
wenn dies und jenes abgearbeitet worden ist. 
Das halte ich für ganz und gar unzweckmäßig. 
Und ich denke, das entspricht auch nicht Art i-
kel 16 der FFH-Richtlinie. Ich denke, es wäre 
sinnvoll, die Maßnahmen hier gleichzuordnen 
im Gesetz in Form einer Aufzählung. Natürlich 
kann man vertragliche Vereinbarungen treffen, 
wenn man das Geld hat. Natürlich ist es erfor-
derlich, gezielte Aufklärung zu machen usw. 
Das ist alles unbenommen und natürlich auch 
Artenschutzprogramme, aber ich denke, dass 
die Maßnahmen der anordnenden Behörde 
hier gleichgeordnet sein müssen. Es kann ja 
auch unter Umständen erforderlich sein aus 
Gründen einer rapiden Verschlechterung der 
Situation einer Art. Also, ich denke eine gleich-
geordnete Aufzählung würde dieses Problem 
in 42 Abs. 4 BNatSchG-E lösen. 
 
Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank. Wir sind am 
Ende unserer Anhörung. Erst einmal herzli-
chen Dank an die Sachverständigen. Ich den-
ke, viele Fragen wurden beantwortet. Vieles ist 
klarer geworden, manches vielleicht auch 
nicht. Ich habe gerade gehört, es wird morgen 
von 11:30 Uhr bis 12:30 Uhr eine Sondersit-

zung des Umweltausschusses geben mit dem 
einzigen Tagesordnungspunkt „Bundesnatur-
schutzgesetz“. Und es wird heute Nacht, wie 
ich gehört habe, noch einen Änderungsantrag 
der Koalition dazu geben. Herzlichen Dank 
noch einmal. Und ich wünsche allen meinen 
Kolleginnen und Kollegen einen schönen Fei-
erabend, den Sachverständigen einen guten 
Nachhauseweg. Und noch mal vielen Dank. 
 
Ende der Sitzung: 17:36 Uhr 
 
 
Ke/Kt/Scho 
 
 
 
 
 

Eva Bulling-Schröter, MdB 
Stellvertretende Vorsitzende 

 
 
 
 
 
 

Petra Bierwirth, MdB 
Ausschussvorsitzende 
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ANLAGE 2 
 
 

Änderungsanträge der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
(Stand: 11. Juni 2007) 

 
 

Deutscher Bundestag 
16. Wahlperiode 

DEUTSCHER BUNDESTAG 
Ausschuss für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit 
16. WP 

Ausschussdrucksache 16(16)233** 
 

 
Änderungsantrag 1 
der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
 
zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
BT-Drs. 16/5100 
 
 
 
Zu Artikel 1 Nummer 2 

In Artikel 1 Nummer 2 wird in § 10 Abs. 1 Nr. 11 nach dem dritten Halbsatz das 

Komma durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„dies gilt insbesondere nicht für die Neuanlage von Wegen, die Umwandlung von 

Grünland in Ackerland und den Einschlag von Holz in größeren Mengen,“ 

 
 
Begründung: 
 
Die Anfügung dient der Klarstellung für die Vollzugspraxis. Durch die nicht abschlie-

ßende Aufzählung sollen im Gesetz beispielhaft die Bereiche angeführt werden, bei 

denen die Regelvermutung zugunsten der guten fachlichen Praxis entsprechenden 

land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung nicht greift und eine FFH-

Verträglichkeitsprüfung durchgeführt werden muss, soweit das Vorhaben im Einzel-

fall geeignet ist, ein Natura 2000-Gebiet erheblich zu beeinträchtigen. Zu diesen Be-

reichen zählen u. a. die Neuanlage von Wegen und die dauerhafte Umwandlung von 

Grünland in Ackerland. Von der Regelvermutung erfasst bleiben dagegen die reine 

Wegeunterhaltung und der Grünlandumbruch mit anschließender Neuansaat. Auch 

der Einschlag von Holz in größeren Mengen soll ausdrücklich nicht der Regelvermu-



tung unterfallen. Maßgebliche quantitative Anhaltspunkte ergeben sich insoweit aus 

den Regelungen des Landeswaldrechts zur ordnungsgemäßen Forstwirtschaft und 

zu Hiebmaßnahmen.  

 

 

 

 
Deutscher Bundestag 
16. Wahlperiode 

DEUTSCHER BUNDESTAG 
Ausschuss für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit 
16. WP 

Ausschussdrucksache 16(16)234** 
 

 
Änderungsantrag 2 
der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
 
zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
BT-Drs. 16/5100 
 
 
 
 

Zu Artikel 1 Nummer 4 
In Artikel 1 Nummer 4 werden in § 34 Abs. 1a Satz 1 die Wörter „für Naturschutz und 

Landschaftspflege zuständigen“ durch die Wörter „nach Landesrecht zuständigen“ 

ersetzt. 

 

 

Begründung: 

 

Es besteht keine Notwendigkeit für die Zuständigkeitsregelung im Bundesnatur-

schutzgesetz. Die geänderte Fassung des § 34 Abs. 1a BNatSchG wäre weiterhin 

vollzugsfähig, weil durch die Naturschutz- oder Organisationsgesetze der Länder ei-

ne Regelung der sachlichen Zuständigkeit erfolgt. 

 



 

Deutscher Bundestag 
16. Wahlperiode 

DEUTSCHER BUNDESTAG 
Ausschuss für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit 
16. WP 

Ausschussdrucksache 16(16)235** 
 

 
Änderungsantrag 3 
der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
 
zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
BT-Drs. 16/5100 
 
 
zu Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe b 

In Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe b wird § 42 Abs. 5 wie folgt geändert: 

 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Sind in Anhang IVa der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten oder europäi-

sche Vogelarten betroffen, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 

Nr. 3 und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen 

wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 1 nicht vor, so-

weit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 

wird.“ 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„Für Standorte wildlebender Pflanzen der in Anhang IVb der Richtlinie 

92/43/EWG aufgeführten Arten gilt Satz 2 und 3 entsprechend.“  

 
Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung im Hinblick auf die europarechtlichen Anforde-
rungen. Sie grenzt den Ansatz der Wahrung der ökologischen Funktion bezüglich 
des Verbotes des § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG im Wortlaut deutlicher ein und stellt 
klar, dass hinsichtlich des Verbotes des § 42 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG die Verschlech-
terung des Erhaltungszustandes der lokalen Population immer tatbestandsmäßig ist. 
Die Änderung greift zugleich Vorschläge aus der Stellungnahme des Bundesrates 
auf, denen die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zugestimmt hat.  
 



Deutscher Bundestag 
16. Wahlperiode 

DEUTSCHER BUNDESTAG 
Ausschuss für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit 
16. WP 

Ausschussdrucksache 16(16)236** 
 

 
 
 
Änderungsantrag 4 
der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
 
zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
BT-Drs. 16/5100 
 
 
 

Zu Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe b 
In Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe b werden in § 42 Abs. 5 Satz 7 die Wörter  

„Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote“ durch die Wörter „Zugriffs- und Besitz-

verbote“ ersetzt. 

 

 

Begründung: 

Bei der Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen ist eine Freistellung von 

Vermarktungsverboten nicht erforderlich. 

Es soll verhindert werden, dass der Gutachter entnommene Proben gewinnbringend 

vermarktet.  
 
 

 



 

Deutscher Bundestag 
16. Wahlperiode 

DEUTSCHER BUNDESTAG 
Ausschuss für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit 
16. WP 

Ausschussdrucksache 16(16)237** 
 

 
 
 
Änderungsantrag 5 
der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
 
zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
BT-Drs. 16/5100 
 
 
 
 

Zu Artikel 1 Nummer 7 
In Artikel 1 Nummer 7 wird § 42 Abs. 6 aufgehoben. 

 

 

Begründung: 

 

Die Regelung ist entbehrlich. Die zuständigen Behörden haben ohnehin durch eine 

sachgerechte Verfahrensgestaltung sicherzustellen, dass es bei der Anwendung des 

Gebiets- und Artenschutzrechts zu keinen unnötigen Doppelprüfungen kommt. Diese 

Verfahrensgestaltung kann dem Vollzug überlassen werden. 

 



 

Deutscher Bundestag 
16. Wahlperiode 

DEUTSCHER BUNDESTAG 
Ausschuss für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit 
16. WP 

Ausschussdrucksache 16(16)238** 
 

 
 
Änderungsantrag 6 
der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
 
zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
BT-Drs. 16/5100 
 
 
 
 
Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe c 

In Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe c wird in § 43 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 das Wort „ge-

meinwirtschaftlicher“ durch die Wörter „erheblicher wirtschaftlicher“ ersetzt. 

 

 

 

Begründung: 

 

Der Gesetzentwurf geht bei der Ausnahme von den Verboten des § 42 BNatSchG 

über die Anforderungen der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur 

Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen 

und der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der 

wildlebenden Vogelarten hinaus. Die Anpassung an die Vorgaben dieser Richtlinien 

soll vermeiden, dass eine Vielzahl von möglichen Maßnahmen auf dem Wege der 

Befreiung nach § 62 BNatSchG gelöst werden müssen. 
 



 

Deutscher Bundestag 
16. Wahlperiode 

DEUTSCHER BUNDESTAG 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit 
16. WP 

Ausschussdrucksache 16(16)239**(neu) 
 

 
 
Änderungsantrag 7 
der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
 
zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
BT-Drs. 16/5100 
 
 
 
 
Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe c 

In Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe c wird § 43 Abs. 8 Satz 2 wie folgt geändert: 

 

Der Punkt wird durch ein Komma ersetzt  und folgender Halbsatz angefügt:  

„soweit nicht Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG weitergehende Anforde-

rungen enthält.“ 

 
 

Begründung: 

 
Nach dem Regierungsentwurf darf eine Ausnahme von den artenschutzrechtlichen 

Verboten nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind 

und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert. Das 

Urteil des EuGH vom 10. Mai 2007 in der Rechtssache C-508/04 verlangt eine wort-

lautgetreue Umsetzung des Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG, der auf das 

Verweilen in der günstigen Erhaltungssituation trotz Erteilung einer Ausnahme ab-

stellt. Mit dem Verweis auf Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG für die Arten nach 

Anhang IV dieser Richtlinie wird der Gesetzeswortlaut an diese Vorgaben des EuGH 

angepasst. 
 



 

Deutscher Bundestag 
16. Wahlperiode 

DEUTSCHER BUNDESTAG 
Ausschuss für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit 
16. WP 

Ausschussdrucksache 16(16)240** 
 

 
 
Änderungsantrag 8 
der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
 
zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
BT-Drs. 16/5100 
 
 

Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe c 

In Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe c wird § 43 Abs. 8 Satz 4 wie folgt gefasst: 

„Die Landesregierungen können Ausnahmen nach Satz 1 Nr. 1 bis 5 auch allgemein 

durch Rechtsverordnung zulassen.“ 

 

 

 

Begründung: 

Die Verordnungsermächtigung muss sich auch auf streng geschützte Arten erstre-

cken. Die vorgeschlagene Änderung ist aus verwaltungsökonomischen Gründen er-

forderlich, da die Länder so auch bei streng geschützten Arten, die regional nicht 

mehr gefährdet sind, mit Hilfe einer abstrakt-generellen Regelung Ausnahmegeneh-

migungen erteilen können. 

 


